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Zum 19. Mal veranstalten wir nun das Thüringer Wasserkolloquium in Erfurt und freu-
en uns sehr, Sie begrüßen zu dürfen. Wir, das sind die BDEW-Landesgruppe Mittel-
deutschland, die DVGW-Landesgruppe Mitteldeutschland, die ThüringenWasser GmbH 
der Stadtwerke Erfurt und die Fakultät Bauingenieurwesen und Konservie-
rung/Restaurierung der Fachhochschule Erfurt, die gemeinsam nach Erfurt einladen.  
Das vorliegende Programm und die im Tagungsband abgedruckten Beiträge geben ak-
tuelle und praxisnahe Themen wieder, die uns in allen Bereichen des Wasserwesens und 
insbesondere in der Versorgungswirtschaft beschäftigen. Dabei wagen wir zunächst 
einen Blick ins Ausland in den fachlichen und politischen Alltag in Brüssel, der uns 
zwar fern erscheinen mag, doch oft mehr betrifft und beeinflussbar ist, als wir denken. 
Der Vormittag wird durch einen Bericht zum aktuellen Stand des Benchmarking in 
Thüringen fortgesetzt und dieses Themas durch praxiserprobte Lösungen zu Detailfra-
gen ergänzt, bevor die Wasserpreisbildung und die Trinkwasserhygiene aus verschiede-
nen Perspektiven erörtert werden.  
Noch unter dem Eindruck des zurückliegenden Sommerhochwassers 2013 widmen sich 
mehrere Vorträge dem Schutz vor Hochwasser, dabei geht das Spektrum von der Pla-
nung bis zum Katastropheneinsatz. Aber auch weiterführende Themen zu Entwurfs- und 
Betriebsaufgaben sind durch die entsprechenden Fachvorträge zur Leitungsplanung, zur 
Abwasserbehandlung, zum Korrosionsverhalten von Trinkwasser und zu Spülstrategien 
wieder abgedeckt.  
Das Kolloquium soll aber auch dazu dienen, Ihnen den direkten Gedanken- und Erfah-
rungsaustausch mit Kollegen aus Politik, Versorgungswirtschaft und Bauindustrie zu 
ermöglichen. Wir freuen uns, wenn Sie die Veranstaltung zur Diskussion der gegenwär-
tigen Aufgaben der Wasserwirtschaft nutzen. Dazu sind Sie in den Pausen auch herzlich 
eingeladen, die Fachausstellung zu besuchen und mit den ausstellenden Unternehmen 
über aktuelle Produktentwicklungen aber auch traditionelle Technik zu sprechen und in 
der ausliegenden Literatur zu stöbern. 
Dass die 19. Auflage des Thüringer Wasserkolloquiums zu einer gelungenen Veranstal-
tung wird, liegt nicht zuletzt an den vielen hochinteressanten Vorträgen. Als Gastgeber 
möchten wir deshalb in besonderer Weise den Referenten und den Vorsitzenden für ihre 
Bereitschaft zur Mitwirkung und für die Vorbereitung ihrer Vorträge danken. Aber auch 
die vielen Unternehmen, die mit der Fachausstellung die Veranstaltung bereichern, sind 
ein unentbehrlicher Bestandteil des Kolloquiums. Eine besondere Anerkennung gilt 
dem gesamten Team der Mitarbeiter/innen und Studierenden, die durch ihren Einsatz in 
der Vorbereitung und bei der Durchführung die Veranstaltung erst ermöglichen. 
Wir freuen uns auf einen diskussionsreichen und interessanten Tag mit Ihnen! 
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Thüringen in Brüssel - Erfahrungsbericht aus einer 5-jährigen 






Europa erlebt die längste friedliche Phase seiner Geschichte. Wir hoffen auf eine Fort-
setzung „in Ewigkeit“. Diese Situation ist historisch beispiellos und - ohne jede Über-
treibung – ein Meilenstein der Zivilisationsgeschichte.  
Menschen aus allen europäischen Nationen, aus solchen mit langer Geschichte und aus 
jüngeren Staaten, mit völlig unterschiedlicher Mentalität und oft ebenso unterschiedli-
chem Denken haben Gemeinsamkeiten über Differenzen gestellt. So genannte „Erzfein-
de“ haben gelernt, dass es gemeinsam besser geht. Es ist eine Binsenweisheit, dass in 
einer globalisierten Welt Europa sich nur vereint behaupten kann. 
Gerade aus den Nachrichten der vergangenen Monate wissen wir, dass die „europäische 
Einigung“ eine immerwährende Baustelle ist. Wirtschaftskrise, Eurokrise, Neiddebat-
ten, die immer übermächtiger werdende Konkurrenz aus anderen Teilen dieser Welt 
sind nur einige Anlässe dafür, dass das Erreichte oft leichtfertig aufs Spiel gesetzt wird. 
Dennoch: Der schlimmste anzunehmende Fall wäre, wenn an der ewigen „Baustelle 
Europa“ nicht mehr gebaut würde.       
 
Die Europäische Union (EU) ist nicht allein das Bauwerk von Politikern, sondern das 
der Bürger in allen Teilen der EU. Vor einigen Jahren war das beim Beitritt der osteuro-
päischen Staaten wieder besonders auffällig. Dem weitaus überwiegenden Bürgerwillen, 
dazuzugehören, wurde von der Politik entsprochen. Nicht umgekehrt. 
 
Aber es wird eine Maschinerie benötigt, die die großen und kleinen Entscheidungen 
dieser Europäischen Union vorbereitet und vollendet. Eine gewaltige Maschinerie, die 
Einflüsse und nationale Vorentscheidungen aus ganz verschiedenen Verwaltungskultu-
ren der EU-Mitgliedstaaten aufnehmen, „übersetzen“ und umsetzen muss – oft mittels 
unglaublich mühsamer Konsenssuche, bei der der kleinste gemeinsame Nenner übrig 
bleibt. Ein unendlich schwieriges und ebenso historisch beispielloses Unterfangen. 
Nicht Zahnräder halten diese Maschinerie am Laufen, sondern Menschen aus allen Staa-
ten Europas. Der Ort, an dem beinahe alle europäischen Entscheidungswege zusammen-
laufen, an dem Menschen aus allen Staaten Europas immerwährende Konsenssuche 
betreiben, indem sie tagtäglich Gemeinsamkeiten über Unterschiede stellen, ist Brüssel.   
 
Ich hatte die Gelegenheit, dies über fünf Jahre in Brüssel mitzuerleben und ein wenig, 
soweit es der Rahmen einer Vertretung einer „Region“ Europas zulässt, auch aktiv mit-
zugestalten. Von März 2008 bis März 2013 war ich für die Themengebiete Umwelt, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz in der Vertretung des Freistaats Thüringen in 
Brüssel verantwortlich. Es sind genau diejenigen Themen, in denen der Einfluss der EU 
sich am spürbarsten in Thüringen wie auch anderenorts in Europa auswirkt. Es gibt 
kaum noch einen Bereich im Umweltrecht, in dem nationale deutsche oder gar Thürin-
ger Regelungen nicht lediglich der Umsetzung von EU-Recht dienen. In der Landwirt-
  10
schaft sind wir zudem in einem in anderen Branchen unbekannten Umfang von den 
Geldströmen aus Brüssel abhängig. Man muss nicht viel Phantasie haben, um die Ziel-
stellungen dieser meiner Arbeit in Brüssel zu erkennen. Deshalb will ich Ihnen vor al-
lem das „wie“ dieser Arbeit näher bringen. 
 
Erwähnt sei vorab noch, dass ich mich bis 2008 als Referent für Wasserversorgung im 
damaligen Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt in Er-
furt durchaus rudimentär mit EU-Themen befasst hatte. Und auch wusste, wie elementar 
diese für „unsere“ Wasserversorger waren und sind. Meine Vorstellungen, was genau in 
Brüssel passiert, waren hingegen recht vage. Mit meiner beruflichen Vorgeschichte und 
als persönliches DVGW-Mitglied war es aber selbstverständlich, Wasserversorgungs-
Themen stets mit besonderer Aufmerksamkeit zu verfolgen. 
 
Die deutschen Ländervertretungen in Brüssel 
 
Alle deutschen Länder unterhalten, wie unzählige andere europäische Regionen auch, 
eigene Vertretungen in Brüssel. Nur Schleswig-Holstein und Hamburg haben eine ge-
meinsame Dependance, das „Hanse-Office“. 
Die Vertretungen der Bundesländer sind keine Konkurrenz zur Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland bei der EU (der so genannten „StäV“ oder auch „deut-
schen EU-Botschaft“ in Brüssel), sondern deren notwendige Ergänzung für all das, wo-
für im föderalen Deutschland die Länder laut Grundgesetz zuständig sind. Natürlich 
werden sie auch immer dann aktiv, wenn die jeweiligen Länder abweichende, spezifi-
sche Interessen haben – zuletzt zum Beispiel bei besonderen Agrarstrukturen und den 
Auswirkungen der EU-Agrarreform auf diese Strukturen. Um keine deutsche Kakopho-
nie zu erzeugen, ist ein nicht immer einfacher, immerwährender Abstimmungsprozess 
zwischen den deutschen Institutionen in Brüssel notwendig. 
 
Die meisten Vertretungen der deutschen Länder unterstehen den jeweiligen Staatskanz-
leien. Sie sind damit Bestandteil von Behörden, arbeiten aber nicht wie Behörden. Die 
Vertretungen der kleineren Länder haben zwischen 8 und 15 Mitarbeiter, diejenigen der 
großen Länder auch deutlich mehr. Thüringen ist nur mit acht Mitarbeitern vertreten. 
Der größte Teil dieser Mitarbeiter sind Referenten aus den jeweiligen Landesministe-
rien, die im Ergebnis von Ausschreibungsverfahren für meist 2 bis 3 Jahre nach Brüssel 
abgeordnet werden. In den kleineren Landesvertretungen ist man als Referent in Brüssel 
oft Partner von mehr als einem Landes-Ministerium. So hatte ich während der komplet-
ten fünf Jahre meines Brüssel-Aufenthalts auch den Verbraucherschutz-Bereich im Thü-
ringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit zu „betreuen“, außerdem wäh-
rend eines längeren Zeitraums auch das komplette Sozialministerium.  
Zu diesen Mitarbeitern kommen meist noch Praktikanten, Referendare und Hospitanten 
hinzu. Während die Möglichkeiten für Praktika in Brüssel von jungen Menschen, meist 
während des Studiums, rege genutzt werden, gibt es beim Einsatz von Hospitanten zu-
mindest aus Thüringen deutliche Reserven. Gemeint sind an verantwortlicher Stelle in 
der Thüringer Verwaltung tätige Beamte und Angestellte, die (lediglich) für einige Wo-
chen in Brüssel tätig sind, dort vom jeweiligen Fach-Referenten der Landesvertretung 
betreut werden und im Verlaufe ihres Aufenthalts zunehmend in der Lage sind, für ihr 
Fachgebiet spezifische Termine mit geeigneten Ansprechpartnern aus den EU-
Institutionen auch selbständig wahrzunehmen. Das ist  notwendig, denn die Referenten 
der Landesvertretungen können nicht Spezialisten für jedes Fachgebiet sein. Im Beson-
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deren betrifft das diejenigen Themen, in denen gerade neue EU-Rechtssetzungen disku-
tiert werden. 
Die Vertretungen der deutschen Länder sind Frühwarnsystem, Lobbybüro, Schaufenster 
und Event-Agentur zugleich.  
 
Die wichtigste Funktion ist wohl die des Frühwarnsystems. Es ist elementarer Bestand-
teil der Arbeit in Brüssel, möglichst frühzeitig mitzubekommen, wenn sich in einem im 
jeweiligen Bundesland interessierenden Rechtsbereich in der „Black Box“ Brüssel et-
was tut. Vor allem dann, wenn neue EU-Bestimmungen vorbereitet werden. Wer auf die 
offizielle Beteiligung an diesen Rechtssetzungen, womöglich gar nach Übersetzung in 
alle Landessprachen wartet, hat schon verloren. Lange bevor die EU-Kommission ihre 
Gesetzesvorschläge offiziell vorstellt, sollte man Arbeitsentwürfe davon haben, Wesent-
liches erkennen, ins Heimatland transferieren und, ausgestattet mit Antworten und Hin-
weisen der Fachleute dort, auf aus Landessicht geeignete Veränderung der Entwürfe 
drängen. Damit „unpassende“ Entwürfe gar nicht das Licht der Welt erblicken. Lobby-
istentätigkeit. 
Das ist leichter gesagt als getan. Wie man das macht, hängt sehr vom individuellen Ar-
beitsstil ab. In jedem Falle sind eine gute Vernetzung und der permanente Wille zur 
Kommunikation erforderlich. Jeder versucht in Brüssel die ihn interessierenden Dinge 
nach seinem Gutdünken zu beeinflussen. Deshalb werden dort tagtäglich unzählige 
Fach- und Kommunikationsveranstaltungen angeboten. Der Besuch solcher Veranstal-
tungen, von mehr oder weniger offiziellen Kommunikations-Zirkeln, von oft fachlich 
orientierten Stammtischen und schließlich die von jedem selbst betriebene Organisation 
von Arbeitsessen, Cafébesuchen und anderen Arbeitszirkeln sind die Gelegenheiten, bei 
denen man das Neueste erfährt – wenn man in Brüssel vor Ort und hier dabei ist. An 
Themen, die von näherem Interesse sind, bleibt man dran – indem man bei all diesen 
Gelegenheiten die dafür verantwortlichen Kollegen trifft oder sich wenigstens weiter-
empfehlen lassen kann.  
Bei Themen oder europäischen Entscheidungsprozessen, zu denen dann noch immer nur 
ungenügende Informationen vorliegen, organisieren sich die deutschen Mitarbeiter aller 
Länder und des Bundes in Arbeitskreisen. Das bietet die Möglichkeit, beispielsweise 
den Verantwortlichen aus der EU-Kommission für einen neuen Gesetzesvorschlag in 
eine Landesvertretung einzuladen und mit ihm gemeinsam das Thema zu diskutieren – 
auch lange bevor ein offizieller Vorschlag außerhalb Brüssels wahrnehmbar wird. Es 
versteht sich von selbst, dass das von den schon länger in Brüssel tätigen Kollegen or-
ganisiert werden muss, die dabei ihre über einen längeren Zeitraum aufgebauten Netz-
werke den neu hinzugekommenen Mitarbeitern weitergeben. So war ich zum Ende mei-
ner Brüsseler Zeit Leiter des Arbeitskreises Landwirtschaft der deutschen Referenten, 
was u.a. zur Folge hatte, dass im Thüringen-Haus häufig Zusammenkünfte dieser 
„Selbsthilfegruppe“ stattfanden. 
Ein wenig ist man immer im Dienst. Man trifft Mitarbeiter der EU-Institutionen und 
andere Kollegen beim Joggen im Wald, in der Nachbarschaft oder beim Wochenendaus-
flug – oft zufällig oder dann, wenn man gleich gemeinsam loszieht. Ein erheblicher Teil 
der Ideen entsteht nicht am Schreibtisch und einen erheblichen Teil der Informationen 
bezieht man auch nicht dort…     
 
Die Vertretungen der deutschen Länder in Brüssel sind auch Bühne. Sie verfügen alle 
über einen mehr oder weniger großen Veranstaltungsraum. Oft – wie im Falle Thürin-
gens – im stilvollen Ambiente eines schönen Brüsseler Bürgerhauses.  
Ein “Thüringer Problem“ ist das auf etwa 80 Personen begrenzte Fassungsvermögen des 
Veranstaltungsraumes, was immer dann, wenn man auf Akteure aus möglichst allen 
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EU-Institutionen zielt, zum Problem werden kann. Schwierig ist auch die dezentrale 
Lage des „Thüringen-Hauses“. Während sich große und finanziell besser gestellte Bun-
desländer Vertretungen im so genannten Europaviertel, möglichst in Sichtweite der 
Hauptgebäude von EU-Kommission, Rat und Europäischem Parlament leisten, sind die 
Entfernungen von dort zu den Vertretungen von Thüringen und Sachsen-Anhalt erheb-
lich. Lange Wegezeiten senken im extrem schnelllebigen Brüssel das Interesse der er-
hofften „Kundschaft“, die Darbietungen z.B. auf der „Thüringer Bühne“ zu verfolgen, 
oft deutlich. Sachsen ist da in einer besseren Position. Die den stärksten optischen Ein-
druck hinterlassende deutsche Landesvertretung in Brüssel ist zweifellos das „bayeri-
sche Schlösschen“, die im ehemaligen Institut Pasteur untergebrachte Landesvertretung 
Bayerns gleich neben dem Europäischen Parlament. Zuletzt gaben die hessischen Kol-
legen ihre sehr schöne, stilvolle, aber leider auch dezentral gelegene Vertretung auf und 
zogen in einen nüchternen Zweckbau im Europaviertel. Hessen belegt das Haus übri-
gens gemeinsam mit seinen europäischen Partnerregionen. Thüringen nutzte hessische 
Dienste zuletzt, um die deutsche Sonder-Umweltminister-Konferenz im November 
2013, bei der Thüringen den Vorsitz führte, dennoch in der hessischen Vertretung 
durchzuführen. Deren Lage, ein großer Veranstaltungsraum und die ohnehin gute Zu-
sammenarbeit der Kollegen beider Länder sprachen dafür. 
Während die großen Vertretungen wie diejenigen von Hessen, Baden-Württemberg oder 
Bayern stets mehrmals wöchentlich größere Veranstaltungen durchführen, ist deren 
Zahl im Falle Thüringens geringer. Ein Teil dieser Events sind reine Netzwerk-
Veranstaltungen wie das „Thüringer Frühlingsfest“, bei dem Brüsseler Akteure, auch 
Lobbyisten bei reichlich Bratwürsten und Getränken zusammenkommen und auf dem 
stets eine Thüringer Region für sich wirbt. Doch es ist mehr als „Sehen und gesehen 
werden“, es ist eine Informationsbörse. Die wohl erfolgreichsten deutschen Veranstal-
tungen dieser Kategorie in Brüssel sind das bayerische Oktoberfest und der sächsische 
Weihnachtsmarkt. 
Aus Mitarbeitersicht wichtiger sind kleinere Fachveranstaltungen zu einem Thüringen 
interessierenden Thema, zu denen i.d.R. geeignete Referenten aus den EU-Institutionen 
und ein passendes Publikum eingeladen werden, um Thüringer Gästen dann Diskussio-
nen mit diesen zu ermöglichen. Das Veranstaltungsformat besteht oft aus Vorträgen, 
anschließender Podiumsdiskussion und nachfolgendem geselligen Teil. Als zuständiger 
Referent hat man das alles zu organisieren, die richtigen Ansprechpartner zu kennen 
und zur Teilnahme zu überreden, oft zu moderieren – und in vielen kleinen Landesver-
tretungen auch jede Menge technische Vor- und Nacharbeit wie das Rücken von Stüh-
len und das Basteln von Tischkärtchen zu leisten. 
Darüber hinaus sind die Landesvertretungen Orte, an denen am Konferenztisch oder im 
kleineren Kreis anlassbezogen Gespräche zwischen Thüringer Akteuren und geeigneten 
Partnern auf EU-Ebene organisiert und durchgeführt werden. Gleichermaßen ist es Auf-
gabe der Mitarbeiter, solche Gespräche wahlweise auch in den Häusern der EU-
Institutionen zu organisieren. 
 
„Thüringer Besucher“ während meiner Zeit in Brüssel waren oft die zuständigen Minis-
ter, zumeist Herr Minister Reinholz, sowie Staatssekretäre, leitende Beamte oder solche, 
die jeweils ein aktuelles Problem zu klären hatten. Dazu kamen zwei Besuche des Ag-
rar- und Umweltausschusses des Thüringer Landtages, von Thüringer Landtagsfraktio-
nen, von Kommunalpolitikern, von Berufsverbänden, landwirtschaftlichen Interessen-
vertretungen und Akteuren des ländlichen Raums. Für alle galt es, geeignete Veranstal-
tungsprogramme zu organisieren – meist als „Komplettservice“ mit „Ganztagesbetreu-
ung“, d.h. Begleitung auf allen Wegen durch die Stadt bis hin zur fachlichen Moderati-
on. Es war auch schön, wenn man das wieder einmal hinter sich hatte.  
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Hinzu kamen Referendare, denen Ausbildungsprogramme im Rahmen von Gesprächen 
in EU-Institutionen zu organisieren waren, und regelmäßig auch Besuche von Studen-
ten-, Schüler- und „gemischten“ Bürger-Gruppen. Es bleibt nicht aus, dass man viele 
Akteure auch aus der Landespolitik und ihrem Umfeld gerade in Brüssel kennenlernt.  
Auch die Thüringer Landesregierung tagt jährlich ein- bis zweimal in der Landesvertre-
tung. Zur Klarstellung sei hinzugefügt, dass die Landesvertretung oppositionellen politi-
schen Akteuren gleichermaßen offensteht.    
              
Am Rande sei noch bemerkt, dass die Vertretungen der Länder nach Lesart der Bundes-
republik Deutschland keine „Vertretungen“, sondern „Informationsbüros“ sind. „Vertre-
tungen“ im eigentlichen Sinne haben diplomatischen Status, den für Deutschland nur 
der Bund geltend machen kann. Die guten Verbindungen von Kollegen des Bundes und 




Brüssel ist eine Stadt des Lobbyismus. Lobbyismus schadet dem, der keinen macht. 
Also kommen sie alle: Branchen- und Berufsverbände, Energie-, Auto-, Tabak- und 
Dienstleistungskonzerne, Umweltverbände, Bauernvertretungen, die europäischen Jä-
ger, Süßwarenhersteller, Milchverarbeiter und eben auch die europäischen Regionen. 
Und wer nicht immer da ist, kommt gelegentlich und nutzt wiederum die räumlichen 
Möglichkeiten „befreundeter“ Institutionen wie die der Landesvertretungen. So werden 
dann z.B. beim „Spreewälder Gurken-Abend“ die Reform des europäischen Lebensmit-
telkennzeichnungsrechts in Räumen des Bauernverbandes oder neue Tierschutzregelun-
gen beim parlamentarischen Abend der deutschen Tierzüchter in der Thüringen-
Vertretung besprochen. Die wichtigsten Informationen gibt es oft nach Ende der Veran-
staltung bei Bier, Wein und Häppchen. So versuchen beispielsweise auch die Autokon-
zerne, allzu strenge CO2-Grenzwerte abzuwehren und der DVGW, für Wasserversorger 
nachteilige Entwicklungen bei den Dienstleistungskonzessionen zu verhindern. Visiten-
karten sollte man stets in reichlicher Zahl dabei haben. 
Wer Lobbyismus im Wasser-Bereich betreibt, tut das oft im Rahmen des europäischen 
Verbandes EUREAU, über den der Kontakt zu Wasser-Kollegen aus anderen EU-
Staaten problemlos zu bekommen ist – um dann oft festzustellen, dass die im Heimat-
land als für die Branche „gesetzt“ geltenden Meinungen anderswo in Europa keines-
wegs immer gelten.  
Das macht solche Kontakte noch viel wichtiger. Am besten man arbeitet in der Eu-
rogroup Water mit, die ein loser Zusammenschluss einiger fachlich interessierter Abge-
ordneter des Europäischen Parlaments, einiger Vertreter aus EU-Mitgliedstaaten, vor 
allem aber auch von Vertretern aus den in Brüssel aktiven Branchenverbänden und sol-
chen der Wasser-Dienstleistungskonzerne ist. Hier wird große Politik gemacht. Wer 
nicht dabei ist, muss sich nicht wundern, wenn einige Entwicklungen scheinbar überra-
schend eintreten. Während „meiner“ Zeit in Brüssel fungierte der österreichische Euro-
paabgeordnete Richard Seeber (ÖVP, EVP-Fraktion) als Leiter dieses Zirkels. Auch 
unsere Thüringer Besucher der Arbeitsgemeinschaft Wasser/Abwasser des Gemeinde- 
und Städtebundes haben darüber mit ihm gesprochen.      
 
Neue europarechtliche Regelungen werden in der Regel von der EU-Kommission vor-
geschlagen. Anschließend befassen sich das Europäische Parlament und der Rat damit. 
Da Einigkeit meist auf geradem Weg nicht zu erzielen ist, beginnt danach meist der 
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„Trilog“, also die Vermittlung. Das Ergebnis ist dann meist der „kleinste gemeinsame 
Nenner“ unter den Handelnden. 
Natürlich wird dieses komplette Verfahren von den Mitarbeitern der Landesvertretun-
gen genau verfolgt. Am wichtigsten ist das aber während der absoluten Frühphase, also 
noch vor der Veröffentlichung des Gesetzesvorschlags durch die EU-Kommission. 
Oberste Regel im Lobbyismus ist, dass das Aufwand-Effizienz-Verhältnis der Beein-
flussung von solchen Vorlagen mit deren zunehmender Weiterentwicklung immer 
schlechter wird. Je früher, desto besser. Wenn das jeweilige Thema Eingang in die über-
regionalen Medien findet, sind die wesentlichen Entscheidungen längst gefallen. 
Regelmäßig schwer zu verstehen ist auch der ganz eigene Jargon, den der internationale 
Betrieb in Brüssel immer wieder produziert. Da sind viele englisch klingende Begriffe, 
zu deren Verständnis Sprachkompetenz aber kaum nützlich ist. Als ich nach Brüssel 
kam, ging es zunächst um den „Health Check“. Damit war kein Arztbesuch gemeint, 
sondern es war der inoffizielle Name der inzwischen vorletzten EU-Agrarreform. Der 
zumindest suggerierte, dass der Patient, also die Agrarpolitik, krank sei. Ob das gewollt 
war? Nächstes Beispiel: Wer die EU-Klimapolitik verfolgt, hat vielleicht schon vom 
„Backloading“ gehört. Gemeint ist die Herausnahme von Zertifikaten aus dem Emissi-
onshandel, um deren Preis stabil zu halten und ökologische Lenkungswirkung zu erzie-
len. Also etwas, was die heimische Wirtschaft sehr wohl betrifft. „Frontloading“ gibt es 
auch. Gemeint ist die vorfristige Zahlung von Agrargeldern an finanzschwache EU-
Mitgliedstaaten. Auch würde wohl kaum jemand außerhalb Brüssels auf die Idee kom-
men, dass mit „Beaching“ das Abwracken von Schiffen gemeint ist. Was aber könnte 
„Soft Landing“ sein? Nein, es geht nicht um’s Fliegen. Sondern der Begriff ist Brüsseler 
Synonym für den Ausstieg aus dem EU-Milchquoten-System. Wer das nicht weiß, ist 
außen vor. Obwohl die heimischen Milcherzeuger ja durchaus betroffen sind…   
 
Lobbyismus schadet dem, der keinen macht. Die zunehmende Komplexität der Politik 
stärkt vor allem die Lobbyisten – insbesondere dann, wenn diejenigen, die über eine 
Sache befinden müssen, diese nicht mehr verstehen und auf (nicht immer ganz uneigen-
nützige) Hilfe angewiesen sind. So aggressiv wie einige Vertreter aus der Wirtschaft 
agieren die Landesbeamten in Brüssel natürlich nicht, aber im Kern geht es um dassel-
be: Um die Durchsetzung der Interessen der eigenen Region, indem man dafür geeigne-
te europarechtliche Regelungen herbeizuführen hilft. 
Die Anwendung des einstmals vielzitierten Prinzips „Hast Du einen Opa, so schick’ ihn 
nach Europa“ unter heutigen Rahmenbedingungen wäre fatal. Unabhängig davon, ob 
und in welchem Umfang es jemals angewandt wurde.  
 
Leben in Brüssel 
 
Ist Brüssel schön? Nein, Brüssel ist interessant. 
Auffallend ist, dass dieses in Brüssel gelandete „Raumschiff Europa“ mit seinen Aber-
tausenden Beamten und wenigstens ebenso vielen Lobbyisten kaum in der belgischen 
Gesellschaft verankert ist. 
In welcher belgischen Gesellschaft? Eigentlich gibt es keine, sondern eine wallonische 
(belgisch-frankophone) und eine flämische. Und Brüssel als kosmopolitischer Sonder-
fall mittendrin. Wenn man in den von den „Europäern“ zumeist bewohnten Stadtteilen 
durch die Straßen geht, trifft man Polen, Franzosen, Griechen, Rumänen, Schweden – 
und höchstens einige frankophone, also französisch sprechende Einheimische. Offener 
für Kontakte sind all diejenigen, die keine Einheimischen sind, denn sie suchen An-
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schluss. Fazit: man lernt Leute aus ganz Europa in Brüssel kennen, belgische Staatsbür-
ger am wenigsten. 
Dennoch nimmt man die Seltsamkeiten dieses noch heute von der Nordgrenze des eins-
tigen Römischen Reiches gezeichneten und deshalb zerrissenen kleinen Landes Belgien 
wahr, denn ohne Behörden, Dienstleistungen und Infrastrukturen geht es auch hier 
nicht. 
 
Brüssel ist noch chaotischer als der Rest von Belgien, die Luft schlecht, der Nahverkehr 
überlastet und unpünktlich, der Straßenverkehr unübersichtlich und oft gefährlich. Täg-
lich versinkt die Stadt im Mega-Stau.  
Da die Müllentsorgung nur mittels Kunststofftüten erfolgt, die an bestimmten Wochen-
tagen vor die Häuser zur Abholung bereitgelegt und oft beschädigt werden, sieht die 
Stadt ziemlich vermüllt, oft richtig dreckig und teilweise heruntergekommen aus.  
Eine Bauleitplanung gibt es kaum, jeder baut wie er will, große neue Häuser mit vielen 
Etagen stehen neben kleinen hübschen Jugendstilhäusern, dazwischen nichtssagende 
Zweckbauten, ein einziges großes Durcheinander.  
Kaum jemand, der im Innenhof an den fünften noch den sechsten Anbau anfügen will, 
lässt sich so etwas genehmigen. Man baut es einfach.  
Dann wären da noch die hohen Mauern, die in den Innenhöfen praktisch aller Wohnkar-
rees die Gärten voneinander abgrenzen. Sie sind so hoch, dass meist überall ganztägig 
Schatten ist. Und dass man vom Tun und Lassen der Nachbarn wirklich nichts mitbe-
kommt. Das ist die seltsame belgische Form des „Leben und leben lassen“. Unter Belgi-
ern ist es sehr selten, dass man zu jemandem nach Hause eingeladen wird. Man trifft 
sich in Restaurants. Die Privatsphäre wird eingemauert. Völlig im Gegensatz zu den 
benachbarten Niederlanden.  
Ein Manko an Brüssel ist auch das allzu häufig schlechte Wetter. Grauer Himmel und 
ein Nieselregen, der vom Wind horizontal durch die Straßen gepeitscht wird, verursa-
chen einen erhöhten Bedarf an Regenschirmen. Kaputte Regenschirme, die obenauf auf 
überquellenden öffentlichen Müllbehältnissen stecken, sind vielleicht kein schönes, aber 
ein typisches Fotomotiv.  
        
Weil das alles so ist, braucht Brüssel Schönes zum Ausgleich, zum Genießen: zum Bei-
spiel allerbeste Pralinen. Brüsseler Schokolade könnte sicherlich die Anforderungen an 
immaterielles Weltkulturerbe erfüllen. Wer in Brüssel Besuchergruppen aus Thüringen 
oder von anderswo zwischen den EU-Institutionen herumführt, muss irgendwo den 
Stopp zum Schokoladenerwerb für die Lieben daheim einplanen. Wer ohne Schokolade 
zurückkommt, ist nicht in Brüssel gewesen. 
Für manchen haben auch belgische „Fritten“, von Deutschen eher Pommes genannt, 
Kultstatus. Die typische Speise für zwischendurch von der Imbissbude. 
 
Die „harten Fakten“ – für die Wasser-Branche bedeutsame Rechtssetzun-
gen 
 
Nach so viel Worten über „weiche Faktoren“ sehe ich mich nun doch genötigt, das 
Wichtigste zu den während meiner fünf Jahre in Brüssel erfolgten Rechtssetzungen für 
die Wasser-Branche zu sagen. 
Ich tue das hier in aller Kürze, da es sich erstens um Vergangenes handelt und zweitens 
kein Fachvortrag über diese Rechtssetzungen gefragt war. Ich werde nachfolgend je-
weils einige Worte über unsere Aktivitäten als Thüringen-Vertretung im Sinne der be-
reits erläuterten Lobby-Tätigkeit hinzufügen.  
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Beginnen wir mit der Ausnahme, nämlich mit einer EU-Rechtssetzung, die gestoppt 
wurde. 2008/09 sollte nach dem Willen der EU-Kommission, Generaldirektion Umwelt, 
die EU-Richtlinie über „Wasser für den menschlichen Gebrauch“, kurz „EU-
Trinkwasser-Richtlinie, novelliert werden. Diskutiert wurde unter anderem über Para-
meter wie Uran und Radioaktivität. Da es sich um eine auch für alle Thüringer Wasser-
versorger zentrale Rechtsvorschrift handelt, fragte ich mich, lange bevor die EU-
Kommission einen offiziellen Vorschlag vorlegte, zum zuständigen Bearbeiter der EU-
Kommission durch und vereinbarte mit ihm ein Mittagessen. In der Kommissions-
Kantine beredeten wir die Sache. Auf die inhaltlichen Details will ich hier verzichten, 
aber natürlich gab ich diese nach Thüringen weiter. Auf nicht mehr ganz nachvollzieh-
barem Weg erfuhr ein Bundesministerium davon und beschwerte sich darüber, dass ich 
den „Dienstweg“ nicht eingehalten hätte. Das stimmt. In beinahe allem, was man in den 
Brüsseler Landesvertretungen tut, bewegt man sich außerhalb der in Deutschland übli-
chen Dienstwege. Das vermeintliche „Problem“ ließ sich einige Wochen später ausräu-
men, als die Beschwerde führende Beamtin selbst in Brüssel war und ich sie in einer 
Veranstaltung bei Dritten traf. Auch mit der Novelle der Richtlinie musste die Branche 
sich bald nicht mehr beschäftigen – die neue Rechtssetzung wurde, wie gesagt, ge-
stoppt.  
Übrig blieb nur das Ansinnen einer neuen Gesetzgebung über Radioaktivität im Trink-
wasser. Da die zuständigen Thüringer Behörden in diesem Entwurf keine Probleme sa-
hen, konnte sich die Landesvertretung das Lobbying sparen. Ärger in Brüssel gab es in 
diesem Zusammenhang wegen der weitgehenden Ausschaltung des Europäischen Par-
laments, indem die EU-Kommission diese neue Regelung unter das Dach des EU-
RATOM-Vertrages stellte. In diesen Fällen nämlich darf das Parlament nur beraten. 
Auch EU-Institutionen tricksen sich gern mal gegenseitig aus. 
 
Ein „Aufreger“ war die Überarbeitung der Liste „Prioritärer Stoffe“ im Anhang X der 
EU-Wasser-Rahmenrichtlinie. Die EU-Kommission hatte nämlich vorgeschlagen, die 
Hormonpräparate 17alpha-Ethinyletradiol und 17beta-Estradiol sowie das Schmerzmit-
tel Diclofenac in diese Liste aufzunehmen. Ohne Frage sind Arzneimittelrückstände und 
hormonell wirksame Substanzen in der Umwelt ein zunehmendes Problem. Doch anstatt 
es an der Ursache zu bekämpfen, indem insbesondere auch eine Prüfung der Umwelt-
auswirkungen vor der Zulassung dieser Präparate vorgeschrieben wird, sollte an den 
Symptomen korrigiert werden, also mit deren nachträglicher Entfernung aus dem Was-
ser. Auch die Thüringer Gebührenzahler hätten dafür gezahlt, dass die Pharmaindustrie 
Kosten spart. Wenn man respektlos ist, könnte man die EU-Kommissions-Vorlage als 
Erfolg des Lobbyings der Pharmariesen bezeichnen. Unzählige Gespräche, auch das von 
Thüringer Wasser- und Abwasservertretern mit dem österreichischen Berichterstatter 
des Europaparlaments Richard Seeber haben zunächst immerhin erreicht, dass die ge-
nannten Stoffe erst einmal „nur“ auf eine Beobachtungsliste gesetzt wurden und den 
Bürgern massive Kosten für etwaige vierte Reinigungsstufen bei Kläranlagen erspart 
bleiben. Erst einmal. Die Branche sollte auch künftig darauf achten, dass neue Geset-
zesvorschläge in dieser Sache dem Verursacherprinzip entsprechen. 
 
Die vorherige EU-Biozid-Richtlinie wurde in eine EU-Verordnung umgewandelt und 
gilt nun unmittelbar. Das heißt, dass der deutsche Gesetzgeber keine eigenen Ausgestal-
tungsmöglichkeiten hat. Gleichzeitig wurde eine Rechtslücke zwischen dem Pflanzen-
schutzmittel- und dem Chemikalienrecht der EU (REACH) geschlossen. Was wenig 
greifbar klingt, umfasst einen sehr großen Anwendungsbereich von Stoffen für Schiffs-
anstriche bis hin zu Desinfektionsmitteln in der Wasserversorgung. Die Branche betrifft 
die Verordnung, aber etwaige Einschränkungen der gewohnten Arbeit halten sich in 
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Grenzen. Für die Hersteller dieser Substanzen sieht das anders aus. Für uns klärend 
wirkte hier unter anderem ein Gespräch des Thüringer Umweltministers Reinholz beim 
Generaldirektor der Generaldirektion Umwelt der EU-Kommission, Karl Friedrich Fal-
kenberg.  
 
Vor wenigen Wochen abgeschlossen wurde die Neufassung der EU-Richtlinie über 
Umweltverträglichkeitsprüfungen. Wasserversorger sind hiervon unmittelbar nur bei 
Großvorhaben wie Fernleitungen betroffen. Ein Streitpunkt war die Akkreditierung von 
Sachverständigen – und zwar deshalb, weil wir auch in Thüringen versierte Ingenieur-
büros haben, die diese Verfahren bisher begleiteten. Es gibt keinen Grund zu der An-
nahme, dass sie nunmehr nicht mehr dafür kompetent sein sollten. Dieser Standpunkt 
konnte durchgesetzt werden. Auch wurde teilweise die Gefahr anwachsender Bürokratie 
(beizubringende Unterlagen, Regelungen zum Scoping-Termin, Beteiligungsrechte) 
gesehen. Da die Rechtsmaterie sehr unübersichtlich scheint, haben wir noch in „meiner“ 
Brüsseler Zeit mehrfach Experten der EU-Kommission in unseren Umwelt-Arbeitskreis 
eingeladen, um mit ihnen die Thematik zu besprechen – nicht ohne ihnen die aus unse-
ren Länderbehörden mit auf den Weg gegebenen Hinweise „nahezubringen“. 
Zuletzt wurde die Richtlinie im Rat diskutiert. In dieser Spätphase der Rechtssetzung 
können Landesvertretungen wenig ausrichten – hier sind nun die Experten der Ratsar-
beitsgruppen gefragt. Eine passende Gelegenheit, um zu betonen, dass auch die Entsen-
dung von Fachleuten in diese für jedes aktuelle Thema arbeitenden Gruppen von vielen 
EU-Mitgliedstaaten und –regionen nicht dem Zufall überlassen wird. Unsere Bundes-
länder könnten dies durchaus engagierter betreiben und sich so weiteren Einfluss er-
kämpfen. 
 
Eines der in der Wasserversorgungs-Branche wohl meistdiskutierten Themen der ver-
gangenen Jahre war der Kampf um die EU-Dienstleistungs-Konzessions-Richtlinie. Im 
Kern ging es der EU-Kommission um eine Neufassung und Sortierung des Vergabe-
rechts, womit aber den Wasserversorgern – wieder einmal - die Gefahr drohte, dass 
wettbewerbsbezogene Regelungen womöglich auch auf die Wasserversorgung anzu-
wenden seien. Über die Rolle des Lobbyismus einiger Dienstleistungskonzerne bei alle-
dem kann sich jeder seine eigenen Gedanken machen. Das vorläufige Ende ist bekannt: 
Nach hartnäckigen Protesten nach dem Prinzip „Steter Tropfen höhlt den Stein“ zog die 
EU-Wettbewerbskommissar Barnier die Einbeziehung der Wasserversorgung zurück. 
Dieser Rückzug war auch der ersten EU-Bürgerinitiative geschuldet, die sich gegen 
„Wasser-Privatisierung“ richtete. Zwar ging es im Vorschlag der EU-Kommission tat-
sächlich nicht um eine Privatisierung der Wasserversorgung, aber Respekt vor dem 
Bürgerwillen hinterließ diese erste Initiative, die das EU-weite Quorum schaffte, alle-
mal.  
Für unsere Thüringer Besuchergruppe von Vertretern der Wasserversorger und Abwas-
serentsorger 2012 war die Dienstleistungs-Konzessions-Richtlinie das vielleicht wich-
tigste Thema, über das wir u.a. mit der seinerzeitigen Berichterstatterin im Europäischen 
Parlament, Heide Rühle (Grüne) gesprochen haben.  
Erfahrungsgemäß versucht die EU-Kommission jeweils im Abstand von mehreren Jah-
ren, im Wassersektor etwas in Richtung „Wettbewerb“ zu bewegen, deshalb ist auch 
weiterhin volle Aufmerksamkeit gefragt. 
 
Das absolute „Überflieger-Thema“ meiner Zeit in Brüssel war die Entstehung der EU-
Agrarreform, die ursprünglich zum 01.01.2014 in Kraft treten sollte. Das wurde nur 
bedingt erreicht. Viel wichtiger aber sind die Inhalte – sind sie doch Grundlage für ei-
nen erheblichen Geldzufluss aus dem größten Teilhaushalt der EU, dem Agrarhaushalt, 
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in Thüringer Kassen. Die EU-Agrarsubventionen teilen sich in die sogenannte I. Säule, 
die als Direktsubvention direkt den Kassen der Agrarunternehmen zufließt, und die II. 
Säule, die als Geldmittel zur Entwicklung ländlicher Räume über den EU-
Landwirtschaftsfonds zur Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) an die Regionen 
verteilt wird und von diesen kofinanziert werden muss. 
Was wie ein Thema nur für Landwirte klingt, ist eine große Sache auch für die Wasser-
Branche. Kern der aktuellen Veränderungen in der I. Säule der Agrarfinanzierung ist 
das „Greening“, die Kopplung eines Teils der Zahlungen an umweltgerechtere Formen 
der Landwirtschaft – darunter Fruchtfolgen, Grünlanderhaltung und sogenannte ökolo-
gische Vorrangflächen. Das ist ohne Zweifel auch ein wasserwirtschaftlicher Gewinn.  
Hinzu kommen wasserrelevante Fördermöglichkeiten aus dem ELER im Rahmen der II. 
Säule. Es muss aber klar gesagt werden, dass die ELER-Programme von den Ländern 
aufgestellt und in Brüssel zur Genehmigung eingereicht werden. Der Adressat für Lob-
bying zur Aufnahme wasserrelevanter Investitionen ins ELER-Programm wie auch in 
das des Regionalentwicklungsfonds EFRE ist also nicht „Brüssel“, sondern das jeweili-
ge Landesressort. Derzeit laufen in allen Bundesländern die Neuprogrammierungen für 
die EU-Fonds ELER und EFRE. Die Branche wird sich darauf einstellen müssen, dass 
der Umfang „klassischer“ Wasser- und Abwasserförderungen weiter rückläufig ist, da 
zunehmend mehr die nunmehr bedürftigsten Regionen Osteuropas in den Fokus der EU-
Kommission rücken und die Fördertatbestände als „europäische Prioritäten“ sein müs-
sen. Genau dies zu verdeutlichen, ist wiederum eine für die Branche lohnende Lob-
bying-Aufgabe. Es ist empfehlenswert, sich beweglich zu zeigen und die in der neuen 
EU-Förderperiode unter anderem auf Innovation und nachhaltiges, klimaschonendes 
Wirtschaften ausgerichteten EU-Fonds mit dazu passenden Vorhaben zu untersetzen.          
 
Da ohne EU-Agrartöpfe nicht nur der Thüringer Haushalt eine kaum zu verkraftende 
Verschlankung erfahren würde, war die frühzeitige Vorbereitung und Beeinflussung 
erträglicher Finanzierungsbedingungen auch im neuen EU-Förderzeitraum 2014-2020, 
also im Rahmen der Neuregelungen der EU-Agrarreform, von zentralem Interesse für 
die Thüringer Landespolitik. Eine Vielzahl von Terminen führender Landespolitiker der 
Staatskanzlei, des Agrarministeriums, anderer Ressorts und von Thüringer Lobbyisten 
insbesondere bei der EU-Kommission (hier sowohl auf Leitungs- als auch auf den je-
weiligen Fachebenen der Generaldirektion Landwirtschaft), bei Abgeordneten des Eu-
ropäischen Parlaments, diverser EU-Ratspräsidentschaften und im Ausschuss der Regi-
onen (AdR) dienten dem ebenso wie Besuche der Abgeordneten des Ausschusses für 
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz des Thüringer Landtages, jeweils mit 
umfangreichen Besuchsprogrammen. Jeder neue Entwurf wurde von den Fachleuten zu 
Hause ausgewertet, anschließend wurden die nächsten Schritte geplant. Der Verband 
der ökologischen Landwirtschaft in Thüringen „Thüringer Ökoherz“ führte gleich eine 
eigene Veranstaltung in der Thüringer Landesvertretung durch, ich organisierte die Ge-
sprächspartner der EU-Institutionen herbei. Ein wichtiges Ereignis war schließlich der 
nach immer wieder erneuerter Einladung zu Stande gekommene Besuch von EU-
Agrarkommissar Dacian Cioloş in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen im Februar 
2012. Die Wünsche unserer Länder an die I. Säule der Agrarfinanzierung wehrte er 
zwar ab. Die Wünsche an die II. Säule wurden hingegen weitgehend akzeptiert und fin-
den sich in der neuen EU-ELER-Verordnung wieder. Ein dafür geeignetes Besichti-
gungsprogramm ließ ihm diese Prioritäten deutlich werden.  
Das Lobbying in Sachen Agrarreform ist noch nicht beendet. Es kommt nun darauf an, 
dafür zu sorgen, dass mit den noch zu schaffenden Durchführungsbestimmungen das 
Erreichte nicht konterkariert wird.    
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Ein weiteres großes Thema ist die sehr komplexe Klima- und Energiepolitik. Hierbei ist 
auch die Einbindung der EU in den Verhandlungsprozess auf Ebene der Vereinten Nati-
onen zu beachten, was die Sache keineswegs leichter macht. Für Akteure in den Regio-
nen und für die Wasserwirtschaft besonders wichtig ist die EU-Strategie zur Anpassung 
an den Klimawandel, die zwischen 2008 und 2013 zweimal überarbeitet wurde. Im 
Kern wird verlangt, dass ressortübergreifend Anpassungspolitik betrieben wird und An-
passungsmaßnahmen ergriffen werden. Es ist überflüssig zu erwähnen, dass auch in 
unseren Regionen Häufigkeit und Heftigkeit von Starkregenperioden und Dürren ge-
stiegen sind. Im Januar 2014 hat die EU-Kommission ihre neue Klima- und Energiestra-
tegie bis 2020 vorgestellt. Näheres hierzu im Kapitel „Themen für die kommenden Jah-
re“. 
Der Thüringer Umweltminister Reinholz hat mehrere Gespräche mit Vertretern des Ka-
binetts von EU-Klimaschutzkommissarin Hedegaard und EU-Energiekommissar Oet-
tinger geführt. Letzterer gastierte auch mehrfach bei den regelmäßigen Kabinettsitzun-
gen der Thüringer Landesregierung in der Landesvertretung Brüssel. Ein Thema in sei-
ner Zuständigkeit mit deutlich wachsender Bedeutung sind die Regelungen zur Bio-
energie einschließlich der wasserwirtschaftlichen Folgen des massiv angewachsenen 
Anbaus von Energiepflanzen. Hier ist weiterhin intensive Beobachtung gefragt.      
 
2012 legte die EU-Kommission ein wasserwirtschaftliches Strategiepapier mit dem 
Namen „Blueprint“ vor. Es hat keine Gesetzeskraft, kündigt aber ein künftig stringente-
res Vorgehen in der EU-Wasserpolitik an. Aus den Entwürfen der EU-Kommission rag-
te die Idee heraus, pauschal 40 Prozent Wasser einsparen zu wollen. Das wäre in Südeu-
ropa durchaus sinnvoll, darf aber sicherlich in Mittel- und Nordeuropa kritisch hinter-
fragt werden. Das taten insbesondere die Branchenverbände, hier vor allem der DVGW 
und die europäischen Wasserverbände, dann auch – im endgültigen Papier der EU-
Kommission wird zwar noch immer das Wassersparen präferiert, aber Bezug auf die 
jeweiligen naturräumlichen Verhältnisse genommen. Im Europäischen Parlament war 
wieder einmal der Österreicher Richard Seeber Berichterstatter hierzu – fast schon ein 
guter Bekannter. Natürlich haben wir die Thematik mit ihm diskutiert.  
Eine komplexe Überarbeitung der Wassergesetzgebung wurde zudem angekündigt. An 
vielen Stellen dürfte das aus Sicht der Wasserversorger sinnvoll und notwendig sein. Es 
kommt nun darauf an, genau darauf zu schauen, was daraus wird. Eine lohnende Aufga-
be für die „Frühwarnsysteme“ von Ländern und Branchen in Brüssel. 
 
Diskutiert wurden natürlich nicht nur neue Gesetzgebungen, sondern auch die Umset-
zung bestehender – schließlich sollen teure Vertragsverletzungsverfahren vermieden 
werden.  
Das betraf in meinem Fall beispielsweise Auslegungsfragen zur EU-
Kommunalabwasser-Richtlinie, die wir mit hierfür angereisten leitenden Beamten aus 
Thüringen in der Generaldirektion Umwelt der EU-Kommission diskutierten. Dabei 
wurde unter anderem die Notwendigkeit der klaren Abgrenzung zwischen EU-
Anforderungen und nationalem deutschen Recht bei Anforderungen an die Abwasser-
entsorgung im ländlichen Raum, insbesondere in gemeindlichen Gebieten mit weniger 
als 2.000 Einwohnern deutlich. Interessant ist der Umstand, dass der englischsprachige 
Urtext der EU-Kommunalabwasser-Richtlinie bei der Festlegung der 2.000-Einwohner-
Grenze von „agglomerations“ sprach, was in der offiziellen deutschen Fassung etwas 
unglücklich in „gemeindliche Gebiete“ übersetzt wurde und zu vielen Missverständnis-
sen führte, die im Falle des Fehlgebrauchs für die betroffenen Bürger durchaus teuer 
werden könnten.  
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Themen für die kommenden Jahre 
 
Wichtige Themen für die kommenden Jahre kündigen sich bereits an: Im Klimaschutz 
ist derzeit offen, ob die EU ihr Klimaschutzziel „20-20-20“, nämlich 20% Energieein-
sparung, 20% Energiebedarfsdeckung aus Erneuerbaren Energien und 20% Reduktion 
der CO2-Emissionen jeweils bis 2020 im Vergleich zu 1990, erhöht und wenn ja, wie 
weit. Dies dürfte auch bei der nächsten UN-Klimakonferenz in Paris ein Thema sein. Im 
Januar 2014 veröffentlichte die EU-Kommission eine Mitteilung mit einem modifizier-
ten Ziel für 2030, nämlich „27-20-40“. Darin enthalten sind die Erhöhung des Anteils 
Erneuerbarer Energien an der Energiebedarfsdeckung auf 27% sowie eine 40%ige Sen-
kung der Treibhausgas-Emissionen. Dem Europäischen Parlament ist das zu wenig, es 
verlangte in einer Entschließung vom Februar 2014 „30-40-40“.      
 
„LULUCF“ – „Land Use, Land Use Change and Forestry“, gemeint ist die Einbezie-
hung der Land- und Forstwirtschaft in die Klimapolitik, könnte sich in den kommenden 
Jahren noch zum Thema von auch wasserwirtschaftlichem Belang entwickeln. Bisher 
ging es nur um Verrechnungsregeln, aber bleibt das so?     
 
Da wäre die Rückgewinnung von Phosphor. Dieser wird zur Sicherung der Welternäh-
rung unbedingt benötigt, die Lagerstätten sind aber endlich und zudem teilweise mit 
Uran belastet – das bei Ausbringen auf die Felder auch ins Grundwasser gelangen kann. 
Gründe genug für die Wasserwirtschaft, Phosphor nicht als Schadstoff, sondern als 
rückzugewinnenden Wertstoff zu betrachten. Viel Raum für Innovationen auf Kläranla-
gen – die neben den bereits genannten EU-Strukturfonds auch aus dem im EU-
Forschungsprogramm „Horizont 2020“ unterstützt werden könnten. 
 
Gleiches gilt fraglos für Energie(rück)gewinnungsvorhaben beispielsweise in Kläranla-
gen und Wasser-Fallleitungen. Der ELER verfügt über eine eigene Prioritätengruppe für 
Maßnahmen zur Senkung der Treibhausgas-Emissionen.                
 
Es ist politischer Wille der EU-Kommission, die Labels für Agrarprodukte und Nah-
rungsmittel weiterzuentwickeln. Hierbei könnten auch Kriterien wie der Wasserbedarf 
und virtuelle Wasserexporte eine Rolle spielen. 
 
Ein großes Feld für Anpassungen von EU-Regelungen in den kommenden Jahren ist die 
Chemikalienpolitik. Noch 2014 soll die EU-Chemikalienverordnung REACH überar-
beitet werden. Das muss alle interessieren, die mit Chemikalien umgehen, beispielswei-
se auch die Betreiber von Wasserwerken. Neu ist die große Aufmerksamkeit auf EU-
Ebene für Kombinationswirkungen von Chemikalien, zu denen bislang keine Regelun-
gen existieren. Beobachtet werden muss, wie sich die Regelungen für „Prioritäre Stoffe“ 
im Wasser weiterentwickeln (siehe oben). Wir sollten darauf achten, dass bei hormonell 
wirksamen Stoffen und Arzneimittelrückständen im Wasser das dem Umweltrecht (ei-
gentlich) zu Grunde liegende Verursacherprinzip durchgesetzt wird. Weitere Verbote 
von Bisphenol-A, das bislang auf EU-Ebene nur in Babyfläschchen unzulässig ist, 
könnten diskutiert werden. Interessant dürfte dieses Thema früher oder später auch bei 
Kunststoff-Mineralwasserflaschen werden. 
 
Und dann wäre da noch die ewige „Wettbewerbs-Diskussion“ für das Wasser. Sie wird 
immer wieder neue Nahrung bekommen, da die Lobbyisten derer, die diesen „Wettbe-
werb“ für sich entscheiden wollen, gut aufgestellt sind. Genaue und ständige Beobach-




Ob wir es im Einzelfall immer wollen oder nicht – die europäische Entscheidungsebene 
wird auch für Sie als Akteure der Wasser-Branche immer bedeutsamer.  
Sie sind diesen Entscheidungen im (gar nicht so) fernen Brüssel aber nicht hilflos aus-
geliefert. Sie können und sollten das Know-how und die Infrastruktur der Landesvertre-
tungen und deren Mitarbeiter in Brüssel nutzen, um Ihre Probleme zu besprechen, zu 
klären und für Sie bedeutsame Tendenzen frühzeitig zu erkennen. Auch Brüsseler Au-
ßenposten wie der des DVGW bieten sich hierfür an. Die Landesvertretungen können 
geeignete Gesprächspartner und EU-Entscheider für Sie herbeiorganisieren, Besuchs-
programme organisieren und dabei Ihre sprachlichen Wünsche (z.B. Verständigungs-
sprache deutsch) beachten. Sie bieten zudem die eigenen Veranstaltungsräume zur Nut-
zung an – Sie können diese als „Schaufenster“ in Brüssel nutzen. Die Landesvertretun-
gen stehen den Akteuren im Land offen, nicht nur der Landesverwaltung und Landesre-
gierung! Auf Wunsch können Sie den alle 14 Tage erscheinenden elektronischen 
Newsletter der Thüringer Landesvertretung in Brüssel bei yvon-
ne.marx@tlveu.thueringen.de kostenfrei bestellen. Sie erhalten so einen Überblick über 
alle wichtigen Entwicklungen in den EU-Institutionen und haben die Möglichkeit, zu 
allem, was Sie näher interessiert, nachzuhaken. Am besten bei folgenden Ansprechpart-
nern, die derzeit jeweils für die Themengebiete Umwelt und Landwirtschaft verantwort-
lich sind: 
 
Vertretung des Freistaats Thüringen bei der Europäischen Union: 
Frau Kathrein Henninger 
Tel. 0032-2-7375244 
kathrein.henninger@tlveu.thueringen.de 
Rue Frédéric Pelletier 111, B-1030 Bruxelles 
 
Verbindungsbüro des Freistaats Sachsen bei der Europäischen Union: 
Herr Dr. Michael Gruschwitz 
Tel. 0032-2-2358713 
michael.gruschwitz@bxl.sachsen.de 
Avenue d‘Auderghem 67, B-1040 Bruxelles 
 
Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt bei der Europäischen Union:  
Frau Dr. Margarete Schwarz 
Tel. 0032-2-7410912 
margarete.schwarz@lv-bruessel.stk.sachsen-anhalt.de 
Boulevard Saint-Michel 80, B-1040 Bruxelles 
 
Gern steht Ihnen auch Herr Dr. Uwe Wetzel im DVGW-Büro Brüssel, Avenue Palmers-
ton 4, B-1000 Bruxelles, Tel. 0032-2-2371134, wetzel@dvgw.de zur Verfügung. 
 
Für den Fall, dass Sie politisch aktiv sind, soll hier auch der Appell ergehen, frühzeitig 
an der Auswahl geeigneter Kandidaten für Abgeordnetenmandate im Europäischen Par-
lament auf geeigneten Listenplätzen zu arbeiten. Interessenvertretung im Europäischen 
Parlament ist zu wichtig, als dass es sich die politischen Parteien in der Heimat leisten 
könnten, die Entwicklung geeigneten Personals für die EU-Ebene zu vernachlässigen. 
 
Die Europäische Idee muss immer wieder neu gelebt werden. Das friedliche, grenzenlo-
se Europa ist zweifellos das Beste, was die Geschichte dieses Kontinents ja hervorge-
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bracht hat. Es lebt von oft nicht einfachen Kompromissen, die aus aktiver Teilhabe ent-
stehen. Bringen Sie sich ein, nehmen Sie aktiv an der Gestaltung dieses europäischen 
Rahmens teil! Die Türen hierzu stehen Ihnen offen! 
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Politik und Fachverbände haben sich im Jahre 2002 auf eine Modernisierungsstrategie 
für die Wasserwirtschaft geeinigt. Eine wichtige Neuerung war die Einführung von lan-
desweiten Benchmarkingprojekten als Managementansatz zur Verbesserung des Status 
Quo. In Thüringen wurde ein derartiger Kennzahlenvergleich in der Wasserwirtschaft 
wiederholt im Jahre 2012/13 durch die Fachhochschule Schmalkalden realisiert. Die 
Grundlage der Thüringer Benchmarkingprojekte in der Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung bildet dabei das so genannte „5-Säulen-Modell“. Die abgeschlossenen 
Projektrunden zeigen im Zeitreihenvergleich zu den bisherigen Vergleichsjahren eine 
weitestgehend positive Entwicklung der Thüringer Wasserver- und Abwasserentsor-




Benchmarking stellt eine Managementmethode dar, die durch Vergleiche ausgewählter 
Kennzahlen versucht, betriebliche Optimierungspotenziale zu identifizieren. Dazu kön-
nen Produkte, Dienstleistungen, Prozesse und Methoden anhand von Kennzahlen mitei-
nander verglichen werden. Das Unternehmen, welches beim Vergleich die besten Werte 
aufweist, dient anschließend als Ausgangspunkt zur Ableitung von Optimierungspoten-
zialen und zur Identifikation von Leistungsdefiziten gegenüber anderen Unternehmen. 
Ziel ist es, aus den erkannten Potenzialen Maßnahmen abzuleiten, um die Defizite zum 
Klassenbesten auszugleichen. Durch das „Lernen vom Besten“ kann mithin jeder Teil-
nehmer des Benchmarking seine eigene Leistungsfähigkeit optimieren. [1] 
 
Um Benchmarking in der Praxis sachgerecht zu applizieren ist es notwendig, grund-
legende Regeln zu beachten. Hierzu haben die Fachverbände DVGW und DWA einen 
gemeinsamen Leitfaden für Benchmarkingprojekte entwickelt. [2] Als weiteren theore-
tischen Stützpfeiler der Benchmarkingprojekte ist das international anerkannte Kenn-
zahlensystem der IWA zu nennen. [3] Beide Ausarbeitungen dienen dazu, einen kon-
zeptionellen Rahmen für Benchmarkingprojekte bereit zu stellen und bilden die Grund-
lage für die bisherigen Benchmarkingprojekte in Thüringen. Zukünftig bleiben die Er-
gebnisse des DVGW-Forschungsvorhabens zur Entwicklung eines Hauptkennzahlen-
systems abzuwarten. 
 
Im Vordergrund des Benchmarking steht ein ausgewogener Unternehmensvergleich. So 




































































































































































































































Das hohe Qualitätsniveau der Versorgung konnte gehalten werden. Bei den bedeutsa-
men Kennzahlen Wasserverlustraten und Schadensraten konnten im Zeitreihenvergleich 
Verbesserungen erzielt werden. Schadensereignisse und Wasserverluste haben kontinu-
ierlich abgenommen.  
 
Im Bereich der Nachhaltigkeit zeigte sich eine bundesweit überdurchschnittliche Inves-
titionsrate, welche durch die Maßeinheit „€/m³“ erklärbar ist. Diese ist ebenso wie die 
Netzerneuerungsrate leicht gesunken. Das Leitungsnetz wird kontinuierlich erneuert.  
Der Themenbereich Kundenservice rückt stärker in den Vordergrund. Immer mehr Ver-
sorger bauten ihre Öffentlichkeitsarbeit und Internetpräsenz aus und erhöhten damit die 




Eine Mehrjahresbetrachtung zeigt, dass die Gesamtkosten (in €/Einwohnerwert [4]) 
unterhalb der Inflation gestiegen sind. Zahlreiche teilnehmende Unternehmen konnten 
ihre Effizienz steigern. Die allenfalls langfristig zu beeinflussenden Kapitalkosten re-
präsentieren nahezu die Hälfte der Gesamtkosten und unterstreichen die hohe Anlagen-
intensität der Abwasserentsorgung. Auch hier wird die für Thüringen besonders ausge-
prägt verlaufende demografische Entwicklung die Abwasserentsorgung vor hohe Her-
ausforderungen stellen.  
 
Die Zeichen bei der Entsorgungsqualität stehen unverändert auf Ausbau. Der An-
schluss an die Kanalisation wird nach wie vor befördert, ebenso wie der Ausbau der 
Entwässerung im Trennsystem. Der Anschluss an zentrale Kläranlagen wird insbe-
sondere in den Gebieten vorangetrieben, in denen sich der Einsatz von Kleinkläranlagen 
nicht als kostengünstigere Alternative erweist. Die getätigten Investitionen in Kläranla-
gen und Kanalnetz führen zu hohen Reinigungsleistungen und einem gesteigerten An-
schlussgrad an die Kläranlagen.   
 
Die hohe Entsorgungssicherheit wurde bestätigt. So identifizieren die Unternehmen 
durch regelmäßige Inspektionen Schäden bereits im Anfangsstadium. Kontinuierliche 
Kanalerneuerungen und der Neubau von Kanälen tragen zu einer Verringerung des mitt-
leren Kanalalters bei.  
 
Die Langfristigkeit der Investitionen wurde auch im Kennzahlenbereich der Nachhal-
tigkeit deutlich. Ein Großteil der Investitionen fließt in den Neubau und Erweiterungen. 
Die Kanalerneuerungsrate war über alle Teilnehmer leicht rückläufig, dennoch wurden 
die Kanäle im Durchschnitt alle 47 Jahre vollständig erneuert. Auch soziale Aspekte der 
Nachhaltigkeit (z.B.: Anteil Auszubildende und Weiterbildungsmaßnahmen) wurden im 
Projekt berücksichtigt.  
 
Im Bereich Kundenservice wurden die Bemühungen verstärkt, um die Transparenz der 
Leistungsfähigkeit der Unternehmen aufzuzeigen. Ein Indikator für das Kundenvertrau-







Benchmarking hat sich in der Praxis bewährt!  
 
Die unterdessen abgeschlossene 4. Projektrunde des Benchmarkings der Wasser-
versorgung und die 3. Projektrunde des Benchmarkings der Abwasserentsorgung bele-
gen, dass sich das Benchmarking in der Wasserwirtschaft etabliert hat. Die be-reits 
identifizierten Verbesserungspotenziale und umgesetzten Verbesserungsmaß-nahmen 
belegen die Wirksamkeit des Instruments Benchmarking im Zuge der Mo-dernisierung 
der Wasserwirtschaft in Deutschland. 
 
Die Weiterentwicklung muss zukünftig fortgesetzt werden!  
 
Der regelmäßige Austausch und die Arbeit in den Projektgruppen erlauben eine inhaltli-
che Weiterentwicklung der Projektkonzepte. So gelingt die Integration aktueller Strö-
mungen der Branche ohne dabei den Erhebungsumfang unnötig aufzublähen oder die 
Kontinuität der Auswertungsbasis zu gefährden. Die Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf die Wasserwirtschaft und im speziellen auf die Nachhaltigkeit sollten nicht 
unterschätzt werden. Erklärtes Ziel ist es, bereits frühzeitig auf diese Entwicklungen 
hinzuweisen und die Auswirkungen für die Zukunft bereits heute aufzuzeigen, um den 
Verbänden der Wasserwirtschaft einen Handlungsspielraum zu ermöglichen.  
 
Ein Projekt ist nur so überzeugend, wie die Summe seiner Teilnehmer!  
 
Damit auch die neuen Erhebungsrunden zu einem Erfolg werden, sind alle Beteiligten 
dazu aufgerufen ihren Beitrag zu leisten. Erklärtes Ziel der Projektträger bleibt es daher 
nach wie vor, eine höhere Beteiligung zu erzielen und die flächendeckende Akzeptanz 
des Benchmarkings zu verbessern. Der Appell an dieser Stelle lautet daher: Profitieren 
Sie vom Nutzen der Projekte, indem Sie auch weiterhin aktiv teilnehmen.  
 
Für detailliertere Auswertungen und weitergehende Information sei auf den offiziellen 
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Energieeffizienz bei der Förderung von Roh- und Reinwasser – 









Die Thüringer Wasserversorgungsunternehmen, die sich an der „4. Runde“ des Thürin-
ger Trinkwasser-Benchmarking beteiligt haben, versorgen insgesamt rd. 1,2 Mio. Bür-
ger; sie hatten in 2011 in Summe rd. 35,5 Mio. kWh Elektroenergie bezogen. Dies ent-
spricht dem jährlichen häuslichen Elektroenergiebedarf von mehr als 20.000 Bürgern. 
 
Mit Blick auf die in den zurückliegenden Jahren stark gestiegenen Energiebezugspreise 
sowie auf die in der Zukunft zu erwartende weitere Erhöhung derselben erscheint es 
angebracht, der Problematik „Energieeffizienz in Wasserversorgungsunternehmen“ ver-
stärkte Aufmerksamkeit zu widmen. Es bietet sich an, eine entsprechende Kennzahl in 
Benchmarking-Projekte zu integrieren und den beteiligten Unternehmen so die Mög-
lichkeit zu geben, den eigenen Stand zu ermitteln, diesen dann sowohl mit den Werten 
der „Besten“ als auch mit dem theoretischen Optimalwert zu vergleichen und darauf 
aufbauend Optimierungspotentiale zu erschließen. 
 
Unter Berücksichtigung der Tatsachen, dass 
- zumindest mittlere und große Wasserversorgungsunternehmen über eine Vielzahl 
von Aggregaten verfügen, deren Betrieb den Einsatz von Energie erfordert und 
- im Rahmen von Benchmarking-Projekten möglichst weitgehend aggregierte Kenn-
zahlen Verwendung finden sollten, 
 
ergibt sich die Notwendigkeit, eine aus verdichteten Unternehmensdaten ermittelte 
Kennzahl zu definieren und die so ermittelten Werte zu vergleichen. 
 
Der größte Teil der von den WVU bezogenen Energie wird in Form von elektrischer 
Energie zum Antrieb von Pumpen benötigt. Vordergründig würden sich insofern ver-
gleichende Betrachtungen zum Energieeinsatz pro Mengeneinheit nutzbarer Wasserab-
gabe anbieten. Eine derartige Kennzahl (Maßeinheit: kWh/m³) hätte jedoch vor dem 
Hintergrund der unterschiedlichen – vom jeweiligen örtlichen Versorger gar nicht be-
einflussbaren – naturräumlichen Gegebenheiten (z. B. bei der Roh- und Reinwasserför-
derung zu überwindende geodätische Höhenunterschiede) keinerlei Aussagekraft im 
Hinblick auf die Energieeffizienz. 
 
Letztendlich kommt es bei der Förderung von Roh- und Reinwasser zur Energieum-
wandlung: Eingekaufte Energie (zumeist elektrische Energie) wird in mechanische 
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Energie umgewandelt; das Wasser wird auf ein   geodätisch höheres Niveau (freier 
Wasserspiegel in Behältern bzw. Druckhöhe in geschlossenen Systemen) gehoben. Als 
Kennzahl bietet sich insofern der Wirkungsgrad an. Er stellt ja ein Maß dafür da, wel-
cher Anteil der eingesetzten Energie tatsachlich „nutzbringend“ Verwendung gefunden 
hat. Theoretisch – bei „verlustfreien“ Systemen – müsste der Wirkungsgrad 1,0 (bzw. 
100 %) betragen. Naturgemäß ist dieser Wert praktisch nicht erreichbar: Es kommt ja 
stets zu Umwandlungsverlusten; dabei wird ein Teil der eingesetzten elektrischen Ener-
gie in Wärmeenergie umgewandelt. Derartige Umwandlungsverluste treten hauptsach-
lich in folgenden Systembestandteilen auf: 
- elektromotorische Antriebe der Förderaggregate 
- eigentliche Förderaggregate (zumeist Kreiselpumpen) 
- Armaturen (örtliche Druckverluste) 
- Druckrohrleitungen (Rohrreibungsverluste) 
- Tiefbrunnen (Anströmverluste im Grundwasserleiter und Druckverluste in Filterstre-
cken) 
 
Da die Energieeffizienz weder von der „Größenklasse“ der Unternehmen noch von der 
Art der Gewinnung und Aufbereitung des Rohwassers beeinflusst wird, sind verglei-
chende Betrachtungen grundsätzlich ohne „Clusterung“ der beteiligten Wasserversorger 
möglich; jedoch kann eine Gliederung nach Unternehmens-größen (nutzbare Wasserab-
gabe) genutzt werden, um zu untersuchen, inwieweit größere Unternehmen energieeffi-
zienter wirtschaften. Allerdings liegt der Wirkungsgrad großer Pumpenaggregate tech-
nisch bedingt über dem kleiner Maschinensätze, was zu einem „Scheinvorteil“ für in 
Großstädten agierende WVU führen kann. Berücksichtigt werden muss auch die Tatsa-
che, dass beim Betrieb von Anlagen mit geringerer Fördermenge und/oder -höhe mit 
einem höheren Anteil der zum Betrieb von MSR-Systemen, elektrischen Direktheizun-
gen und Luftentfeuchtern benötigten Energie zu rechnen ist. Diese Energiemengen wer-





Der energetische Wirkungsgrad η (in %) bei der Förderung von Flüssigkeiten lässt sich 
wie folgt berechnen: 
 
                          ς * g * Q * H  
 η  = ------------------ * 100 % 
                                  P 
 
Dabei gehen folgende Werte in den jeweils angegebenen SI-Einheiten in die Berech-
nung ein: 
 
 ς  Dichte des Fördermediums (hier: Wasser, somit 1.000 kg/m³) 
 g  Erdbeschleunigung (9,81 m/s²) 
 H  Förderhöhe [m] 
 Q  Förderstrom [m³/s] 

















































































































































Auch der anlagenbezogene Wirkungsgrad hat nur begrenzte Aussagekraft: Er gibt zwar 
Aufschluss darüber, ob das Förderaggregat in Bezug auf das jeweils vor- und nachge-
schaltete System angemessen ausgelegt ist. Nicht berücksichtigt wird aber die Frage der 
„Erforderlichkeit“ der Druckverluste in den Rohrleitungen und – bei Brunnen – im 
Grundwasserleiter sowie in den Filterstrecken. Diese Druckverluste können aber als 
Folgen falscher Leitungsdimensionierung, suboptimaler Anlagenkonstruktion (z. B. 
örtliche Verluste in Formstücken), unterlassener Brunnenpflege u. ä. zu ineffizientem 
Energieeinsatz führen. 
 
Für Effizienzbetrachtungen geeignet erscheint hingegen der systembezogene Wirkungs-
grad, der auf ein von allen Umwandlungs- und Druckverlusten freies System abstellt. In 
einem derartigen – praktisch natürlich nicht realisierbaren – System würde der Wir-
kungsgrad 100 % betragen. Naturgemäß ist dieser systembezogene Wirkungsgrad stets 
geringer als die unter realen Bedingungen – also unter Berücksichtigung der zum Teil ja 
unvermeidlichen Verluste – ermittelten Wirkungsgrade. 
 
2.2 „gewichteter Systemwirkungsgrad“ als Kennzahl für die Energieef-
fizienz 
 
Als im Rahmen von Benchmarking-Untersuchungen zu verwendende Kennzahl kann 
ein „gewichteter Systemwirkungsgrad“ ermittelt werden: Die Differenz zwischen der 
ermittelten Kennzahl und dem theoretischen Wert von 100 % ist dabei ein Maßstab für 
die insgesamt auftretenden Umwandlungsverluste; Ermittlungen zur Ursache (fehlerhaf-
te Bemessung von Antriebsaggregaten und Pumpen, Verschleiß, ungünstige hydrauli-
sche Gestaltung von Anlagen [hohe örtliche Verluste durch Rohrleitungen und Armatu-
ren], hohe Rohrreibungsverluste [zu geringer Rohrdurchmesser, starke Inkrustationen]) 
müssen dabei anlagenbezogen durchzuführenden Detailuntersuchungen vorbehalten 
bleiben. 
 
Die Ermittlung dieses gewichteten Systemwirkungsgrades ist nach folgender Formel 
möglich: 
 
               ς * g * Qges * Hmittel * t 
 ηSyst =  --------------------------------- * 100 % 
                              W 
 
Dabei gehen folgende Werte in die Berechnung ein: 
 
 ς  Dichte des Fördermediums (hier: Wasser, somit 1.000 kg/m³) 
 g  Erdbeschleunigung (9,81 m/s²) 
 Hmittel  gewichtete mittlere geodätische Förderhöhe [m] 
 Qges  gesamte vom Unternehmen im betrachteten Zeitintervall geför-
derte Wassermenge [m³/s] 
 t  Länge des betrachteten Zeitintervalls [s] 
 W zum Betrieb von Förderanlagen eingesetzte elektrische Arbeit   




Zur Ermittlung eines auf den gesamten Betrieb bezogenen gewichteten Systemwir-
kungsgrades ist es zunächst erforderlich, die „gewichtete mittlere geodätische Förder-
höhe“ (Hmittel) wie folgt zu ermitteln: 
 
       n 
      Σ (Hi * Qi) 
      i=1 
 Hmittel =  -------------------- 
            n 
          Σ Qi 
           i=1 
 
Die Formelzeichen haben folgende Bedeutung: 
   
 n  Anzahl der vom WVU betriebenen Pumpenanlagen (Einzelpumpen bzw. 
Pumpengruppen) 
 Hi  geodätische Förderhöhe der betrachteten Einzelpumpe bzw. Pumpen-
gruppe i [m] 
 Qi Einzelförderstrom als gesamte mittels der Einzelpumpe bzw. Pumpen-
gruppe i im betrachteten Zeitintervall geförderte Wassermenge in Form 
eines „Durchschnittswertes“ [m³/s] 
 
Dabei muss die geodätische Förderhöhe für jede einzelne Pumpenanlage (Einzelaggre-
gat bzw. Pumpengruppe, der Gruppe zugehörige Einzelaggregate dabei parallel oder 
alternierend betrieben) genauso ermittelt werden wie die zugehörige Fördermenge pro 
Zeiteinheit. Die Summe der Produkte (Hi * Qi) ist durch die Summe aller Einzelförder-
strome (Qges) zu dividieren. Diese Summe kann durchaus größer sein als das gesamte 
Wasseraufkommen des jeweiligen Unternehmens; schließlich muss ein Teil des Was-
sers – besonders in topographisch stark gegliederten Versorgungsgebieten – oftmals 
mehrfach mittels Zwischenpumpwerken auf ein jeweils geodätisch höheres Niveau ge-
fördert werden. Ohnehin wird bei Grundwasserwerken ja zunächst Rohwasser aus 
Brunnenanlagen gefördert und dann ggf. nach einer Aufbereitung als „Reinwasser“ in 
das Versorgungsnetz bzw. in Speicherbehälter gepumpt, wobei im Rahmen der Aufbe-
reitung ggf. Zwischenförderstufen eingerichtet sind. 
 
Bei der Auswertung muss berücksichtigt werden, dass über die Energiebezugsmessein-
richtung einer Pumpenanlage versorgte „Hilfsaggregate“, deren Energieverbrauch ja in 
der Regel nicht separat erfasst wird (Messwasser- und Dosierpumpen, Desinfektionsan-
lagen, MSR-Technik, elektrische Direktheizungen, Luft-entfeuchter etc.) zu einer Sen-
kung des errechneten Wirkungsgrades der Förderanlage führen („Scheinverluste“), ob-
wohl die zum Betrieb dieser Aggregate eingesetzte Elektroenergie ja nutzbringend ver-
wendet wird. 
 
Grundvoraussetzung für die Ermittlung des gewichteten Systemwirkungsgrades ist na-
türlich das Vorliegen der o. g. Eingangswerte, die – sofern nicht vorliegend – erfasst 






2.2.1 förderanlagenbezogene geodätische Förderhöhe 
 
Die Ermittlung kann 
- durch Ermittlung der absoluten geodätischen Höhen (Entnahme der Angaben aus 
Bauunterlagen bzw. Ausführung von Nivellements) und rechnerische Bildung des 
Differenzwertes oder 
- durch manometrische Druckmessung bei abgeschalteter Förderung bzw. (bei Brun-
nen) durch Lotung nach längerem Stillstand der Förderpumpe und Einstellung des 
„Ruhewasserspiegels“ (statischer Druck [„Ruhedruck“], 1 bar = 10 m WS) 
 
erfolgen; die Ermittlung geodätischer Höhen unter Zugrundelegung topographischer 
Karten (dort dargestellte Höhenlinien) führt regelmäßig zu größeren Ungenauigkeiten 
und sollte insofern nur erfolgen, wenn keine anderen Daten zur Verfügung stehen und 
die Ermittlung nach den o. g. Möglichkeiten nicht in Betracht kommt.  
 
Zu beachten ist, dass sich die geodätische Förderhöhe als Differenz der Wasserspiegel-
lagen (offene Systeme) bzw. der Druckhorizonte (geschlossene Systeme) ergibt. Dies 
muss bei der Förderung aus Tiefbrunnen (dort Berücksichtigung der geodätischen Lage 
des Ruhewasserspiegels) als auch bei Förderanlagen, bei denen auf der Saugseite ein 
„Vordruck“ ansteht – letzterer geht mit negativem Vorzeichen in die Berechnung der 
geodätischen Förderhöhe ein – berücksichtigt werden. 
 
2.2.2 Förderung (gemittelter Volumenstrom) 
 
Maßgeblich ist hier nicht der momentane Volumenstrom bei Betrieb der Pumpenanlage, 
sondern die Ge-samtfördermenge im Verhältnis zum der Betrachtung zugrunde gelegten 
Zeitintervall, welches ja mit der Zeitspanne, für die der (Elektro-)Energiebezug zugrun-
de gelegt wird, identisch sein muss. Zur Minimierung der Auswirkung von Fehlern, die 
sich aus unterschiedlichen Ablesezeitpunkten der Messeinrichtungen für die Förderung 
einerseits und für den Elektroenergiebezug andererseits ergeben können, erscheint es 
angebracht, als Zeitintervall das Kalender- bzw. Wirtschaftsjahr zu wählen und ggf. eine 
Errechnung der Werte per 31.12./01.01. auf der Grundlage statistischer Verbrauchsauf-




Problematisch ist die Berücksichtigung des tatsachlich auf den Förderanlagenbetrieb 
entfallenden Energie-bezugs: Werden über eine Elektroenergie-Messeinrichtung sowohl 
Versorgungsanlagen als auch Verwaltungsgebäude und/oder Hilfsbetriebe (Werkstatten, 
Läger etc.) beliefert und sind keine unternehmenseigenen „Unterzähler“ installiert, so 
muss ggf. eine qualifizierte Schätzung der nicht für den Betrieb von Versorgungssyste-
men verwendeten Energiemengen erfolgen. Möglich ist es z. B., vergleichende Betrach-
tungen zum Elektroenergiebezug von gleichartigen Verwaltungsgebäu-
den/Werkstätten/Lägern, bei denen eine separate Messung erfolgt, anzustellen und im 
Ergebnis „Abzüge“ vorzunehmen. Alternativ besteht natürlich die Möglichkeit, auf der-
artige Abzüge generell – dann aber bei allen an Benchmarking-Vergleichen teilnehmen-
den Unternehmen – zu verzichten: Die nicht für die Wasserförderung eingesetzte Ener-
giemenge erscheint dann allerdings als „Umwandlungsverlust“: Es kommt zum Aus-
weis eines geringeren gewichteten Systemwirkungsgrades; das oben zur Problematik 
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„Hilfsaggregate“ Ausgeführte gilt analog. „Benachteiligt“ sind dabei Unternehmen, die 
Elektroenergie zum Betrieb von Wärmepumpen (Bereitstellung von Wärme-energie für 
Beheizungszwecke) verwenden und/oder umfangreiche Nebenbetriebe (eigene Werk-
stätten) unterhalten. 
 
3 Ergebnisse des Thüringen-Benchmarking „Trinkwasser 2012“ 
 
Die Kennzahl „gewichteter Systemwirkungsgrad“ wurde erstmals in der auf den Unter-
nehmensdaten des Jahres 2011 beruhenden 4. Runde des Benchmarking-Projekts der 
Thüringer Wasserversorger ermittelt. Bedauerlicherweise sahen sich dabei nur 6 der 
insgesamt 16 Teilnehmer in der Lage, Daten bereitzustellen. Das Ergebnis – dargestellt 
in Bild 2 – scheint ungeachtet dessen aussagekräftige Schlüsse auf den derzeitigen 




Bild 2 – Ergebnisse des Thüringen-Benchmarking „Trinkwasser 2012“ bezügl. der 
Kennzahl „gewichteter Systemwirkungsgrad“ 
 
4 Vorgehensweise des WZV Weimar 
 
Die Entwicklung ausgewählter energetischer Kennziffern des WZV Weimar im Zeit-
raum von 2005 (letzte Preisanpassung) bis 2012 ist in Bild 3 grafisch dargestellt. Deut-
lich wird der Einfluss der Witterung auf den spezifischen Energieeinsatz. Als Kriterium 
für die Laufzeit der elektrischen Direktheizungen in den wasser-wirtschaftlichen Anla-
gen wurde die durchschnittliche Tagesmitteltemperatur im I. und IV. Quartal eines je-
den Jahres („Heizperiode“) gewählt; die zugrundeliegenden Temperaturdaten (DWD-





Bild 3 – Entwicklung ausgewählter energetischer Kennziffern beim WZV Weimar 
 
Die Untersuchungen zur Ermittlung des Systemwirkungsgrades waren beim WZV 
Weimar erstmals bezüglich des Jahres 2011 durchgeführt worden.  Tabelle 1 zeigt einen 
Ausschnitt aus der entsprechenden EXCEL-Liste. Die für 2012 analog durchgeführte 
Auswertung ergab bezüglich des gesamten Betriebes einen gegenüber dem Vorjahr um 
1 % gestiegenen gewichteten Systemwirkungsgrad. 
 
Seit jeher werden die in den Anlagen des WZV Weimar installierten Förderzähler sowie 
die Ortsnetzeinspeisungs-Distriktzähler monatlich abgelesen, um so Unregelmäßigkei-
ten zeitnahe erkennen zu können. Seit Ende 2013 erfolgt auch die monatliche Erfassung 
der Stände aller Aggregate-Betriebsstundenzähler sowie aller nicht ohnehin vom Netz-













Tabelle 1 – Ausschnitt aus der EXCEL-Erfassungs- und Auswertungstabelle „gewichte-
ter Systemwirkungsgrad“ (aus Layoutgründen hier geteilt dargestellt, unterer Teil rechts 
an oberen Teil anzufügen) 
 
Folgende konkrete technische Maßnahmen sind beim WZV Weimar realisiert worden 
bzw. befinden sich in der Umsetzungsphase: 
- Ausrüstung von leistungsstarken Förderpumpen mit Wirkleistungsmessgeräten; au-
tomatische Ermittlung des Anlagenwirkungsgrades durch Auswertung von Wirkleis-
tung und manometrischer Förderhöhe in den zugeordneten SPS, Übertragung der 
Werte an den zentralen Leitstand mit dortiger Archivierung der Daten 
- Umbau bzw. Ersatz von Pumpen mit „schlechten“ Wirkungsgraden 
- Nutzung des Vordrucks bei Zwischenpumpwerken bzw. Druckerhöhungsanlagen mit 
groß dimensionierten Zuleitungen (Verzicht auf „Vordruckvernichtung“ durch zwi-
schengeschaltete Sammelbehälter) 
- auf energieeinsatzbezogenen Messungen basierende Optimierung der Fahrweise von 
Bohrbrunnen im Hinblick auf die Zuordnung zu „Staffeln“, die wasserbedarfsabhän-
gig zugeschaltet werden (Vorrang der Nutzung der energetisch günstigsten Brunnen) 
- einmalige Wirkleistungsmessung mit mobilen Geräten bei Förderpumpen in „klei-
nen“ Zwischenpump-werken, in denen der Einbau stationärer Geräte mit Einbindung 
in die zentrale Leittechnik unwirtschaftlich wäre (Ziele: Bereitstellung der Grundla-
gen für die rechnerische Wirkungsgrad-Ermittlung, Abgrenzung des Energieeinsat-
zes für Förderpumpenbetrieb vom übrigen Bedarf) 
- Wärmedämmung aller baulich zu sanierenden baulichen Hüllen von Zwischen-
pumpwerken bzw. Druck-erhöhungsanlagen und Hochbehältern 
- seit jeher temperaturabhängige Steuerung aller elektrischen Direktheizungen; nun-
mehr Einbau von Heizungs-Betriebsstundenzählern 




m³/a kWh/a (verbal) m ü. NN
1 2 3 4 5 6 7
ZPW Ettersburger Straße PGr. HB Prinzenschneise 5622 383.137 xxxx HB Ettersburger Str. II 295
PGr. HB Herrenrödchen 5621 23.791 xxxx HB Ettersburger Str. II 295
Gesamtanlage xxxx 406.928 162.341 xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx xxxx
HB Humboldtstraße ZPW f. HB Gelmeroda 5122 626.360 176.902 HB Humboldstraße 278
DEA Lindenberg DEA f. Lindenberg 5081 32.488 10.047 SB DEA (Pumpenvorlage) 260
Summe Gesamt 1.065.776 349.290
Förderung von
  geodätische Q x Hgeo System- Bemerkungen
Förderhöhe wirkungsgrad
(gewichtet) (gewichtet)
H2 H geo eta
(verbal) m ü. NN m m4/a %
8 9 10 11 12 13
HB Prinzenschneise 386 91 34.865.467
HB Herrenrödchen 347 52 1.237.132
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx xxxx 89 36.102.599 61 incl. Elektroenergie für E-/MSR-Technik sowie Klimatisierung 
HB Gelmeroda 327 49 30.691.640 47 incl. Elektroenergie für E-/MSR-Technik sowie Klimatisierung 
60 m über Niveau DEA 320 60 1.949.280 53 incl. Elektroenergie für  Klimatisierung 
65 68.743.519 54 mittlerer spezifischer Elektroenergiebedarf: 0,33 kWh/m³
Förderung nach
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- „Lastabwurf“ von elektrischen Direktheizungen in Zwischenpumpwerken bei Zu-
schaltung der Pumpen (zugrundeliegende Überlegung: Bei Pumpenlauf ausreichende 
Heizung durch Motorenabwärme und durchströmte Leitungen) 
 
Bild 4 zeigt exemplarisch, welche Einsparungen durch den im Sommer 2013 realisier-
ten Umbau von Rein-wasserförderpumpen einer TWA erreicht werden konnten. 
 
 
Bild 4 – Entwicklung energetischer Kennzahlen der TWA Tiefengruben (Aufbereitung 
und Reinwasserpumpwerk, ohne Rohwasserförderung der Tiefbrunnen) 
 
Außerdem ist die Beheizung eines Stützpunktes von Erdgas- auf Wärmepumpenbetrieb 
(„Wärmequelle“: nicht mehr genutzte Quellschüttung) umgestellt worden; die in einem 
weiteren Stützpunkt vormals über die erdgasbefeuerte Heizungsanlage erfolgende 
Warmwasserbereitung wurde bei gleichzeitiger Installation eines kleiner dimensionier-
ten Erdgas-Brennwertaggregats für die Zentralheizung auf Luftwärmepumpenbetrieb 
umgestellt. Im Jahr 2014 ist die Umstellung einer weiteren Heizungsanlage auf Wärme-
pumpenbetrieb („Wärmequelle“: Rohwasser) vorgesehen. 
 
Untersucht worden war auch, welches Energierückgewinnungspotential durch Einbau 
von turbinengetriebenen Generatoren in Hochbehälterzuläufe erschlossen werden könn-
te. Es ergab sich jedoch, dass Derartiges beim WZV Weimar zwar technisch möglich, 
betriebswirtschaftlich aber nicht darstellbar wäre.  
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Steigenden Komfortanforderungen und abnehmende Belegungsdichte stellen sowohl an 
das Versorgungsnetz des Wasserversorgers als auch an die Installation innerhalb von 
Gebäuden zunehmend größere Anforderungen.  Die Herausforderungen in der Planung 
und dem Betreiben von Trinkwasser-Installationen haben somit in den letzten Jahren 
bezüglich der Trinkwasserhygiene stetig zugenommen. Aus diesem Grund findet die 
Prämisse der Einhaltung der  Trinkwasserqualität bis zur letzten Zapfstelle Berücksich-
tigung in den laufend aktualisierten Regelwerken und insbesondere in der neuesten Fas-
sung der Trinkwasserverordnung. Dies erfordert verstärkt die Zusammenarbeit aller am 
Prozess der Trinkwasserversorgung  Beteiligten. Im Einzelnen sind das der Versorger, 
der Planer, der Errichter und der Betreiber sowie die zuständige Kontrollbehörde. In 
Erfurt ist es uns gelungen, diese Zusammenarbeit umzusetzen.  
 
Die Sicherheit der Trinkwasserversorgung muss bei jedem Wasserversorgungsunter-
nehmen sowohl im betrieblichen Alltag als auch im Krisenfall reibungslos funktionieren 
und gewährleistet sein. Im Rahmen der Erstellung von Water Safety Plänen sind derzeit 
nationale und internationale Aktivitäten zu verzeichnen, abgestimmte Strategien zur 
praxisgerechten Umsetzung eines Krisen- und Notfallmanagements in Zusammenarbeit 
mit allen Akteuren zu implementieren. Neben den Wasserversorgungsunternehmen sind 
nun ebenfalls die verantwortlichen Unternehmer und sonstigen Inhaber (UsI) einer 
Wasserversorgungsanlage, damit verbunden die Planer und Installateure der Trinkwas-
ser-Installation, gefragt.  
 
Dem Wasserversorgungsunternehmen obliegt jedoch weiterhin eine große Verantwor-
tung bei der Handhabung der Eintragung der Fachhandwerker in das Installateurver-
zeichnis. Hierbei sollte jedes Wasserversorgungsunternehmen großen Wert sowohl auf 
die fachlichen Voraussetzungen der Verantwortlichen als auch auf die laufenden und 
geeigneten Weiterbildungen legen. Besonders wichtig in diesem Zusammenhang ist 
darüber hinaus die fortlaufende Weiterbildung des eigenen Personals und der beauftrag-
ten Dienstleister eines jeden Wasserversorgungsunternehmens. Begibt man sich in den 
Bereich der Hausinstallation sollte sich ebenfalls jeder Planer, ausgehend von den An-
gaben des Versorgungsunternehmens, bei der Planung einer Trinkwasseranlage mindes-
tens nach den Regeln der Technik richten. Dabei geht es um die Vermeidung von Stag-
nation und kritischen Temperaturen sowie die bedarfsgerechte Dimensionierung des 
Rohrnetzes und aller zugehörigen Anlagenkomponenten ohne Einbußen im Komfort 
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hinzunehmen. Wichtige Grundlagen liefern dazu die DIN 1988-T300, die DIN EN 1717 
gemeinsam mit der DIN 1988-T100 sowie die VDI 6023 und 6003. 
Über allem oder vielleicht auch zusammen mit allen steht die Überwachungsbehörde. 
Die Trinkwasserverordnung bildet die Grundlage eines umfangreichen Überwachungs-
systems, welches jedoch vermehrt auf Qualitätssicherung und Schutz des Verbrauchers 
im Sinne des Water Safety Planes ausgelegt ist. Gerade die letzten Meter in der Installa-
tion können für die Trinkwasserqualität entscheidend sein.  
 
Die Sicherheit der Trinkwasserversorgung ist eine komplexe Zusammenarbeit aller Be-
teiligten, angefangen von der Ausbildung des Fachpersonals, der Planer, über das Was-
serversorgungsunternehmen bis hin zu den zuständigen Behörden. In Erfurt ist es uns 
gelungen, diese Zusammenarbeit umzusetzen. Dies findet seinen Niederschlag in ge-
genseitiger Information, gemeinsamen Veranstaltungen und zunehmend studentischen 
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Technischer und wirtschaftlicher Variantenvergleich des Hart-







Im Rahmen des Verkehrsprojekts „Deutsche Einheit“ muss für die geplante Neubau-
strecke am „Knoten Erfurt“ eine Änderung der Trinkwasserschutzzonen und die Erar-
beitung von Ersatzmaßnahmen in Form von neuen Trinkwassergewinnungsanlagen er-
folgen. Durch diesen Auftrag konnte die  Umstellung der Wasserversorgung auf 
Mischwasser für ein Kundenfreundlicheres Trinkwasser gelegt werden. Eine dieser 
Maßnahmen für die perspektivisch geplante Gruppenwasserversorgung Neudietendorf 
bei Erfurt ist ein Hochbehälter mit integrierter Trinkwasser - Mischanlage. Um diesen 
Hochbehälter betreiben zu können, muss weiches Talsperrenwasser aus der Talsperre 
bei Luisenthal und hartes Grundwasser aus den Wassergewinnungsanlagen der ThüWa 
ThüringenWasser GmbH dorthin geleitet werden. Für die benötigte Hartwasserzufüh-
rung soll eine technisch und wirtschaftlich sinnvolle Lösung für die Weiternutzung der 
„Wechmarleitung“ DN 350 aus dem Jahr 1875 zu eben diesem Hochbehälterneubau in 
Neudietendorf gefunden werden.  
Lösungsweg: 
Um eine Vorzugsvariante zu finden werden der Neubau einer Druckerhöhungsanlage in 
Neudietendorf am aktuellen Standort des bestehenden Hochbehälters Neudietendorf, an 
der Druckerhöhungsanlage Schule und einem neuen Standort in Neudietendorf unter-
sucht. Zudem werden zwei Erneuerungsmethoden, zum einen das Rohrstrang – Relining 
der Firma Ludwig Pfeiffer und das Gewebeschlauch – Relining der Firma Rädlinger 
miteinander technisch und wirtschaftlich verglichen und eine Nutzwertanalyse für die 
bessere Vergleichbarkeit der Maßnahmen erstellt. Für den technischen Vergleich wer-
den die verschiedenen möglichen Maßnahmen und Arbeitsschritte bezüglich ihrer Vor – 
und Nachteile gegenübergestellt. Aus wirtschaftlicher Sicht werden Investitions -,  Re-
investitions-, Betriebs - und  Instandsetzungskosten aller Varianten ermittelt und eben-
falls miteinander verglichen. Anschließend wird anhand dieser Nutzwertanalyse und 
einer gemeinsamen Diskussion der Bereiche Netzbetrieb, Anlagen und Projektmanage-
ment der ThüWa ThüringenWasser GmbH eine Vorzugslösung ausgewählt. 
Ergebnisse: 
Die Nutzung der „Wechmarleitung“ als Hartwasserzubringer ist mit allen Varianten 
möglich. Allerdings wurde sich innerhalb der ThüWa Thüringenwasser GmbH auf eine 
weitere Verfolgung der Variante: „Neubau einer Druckerhöhungsanlage an einem neuen 
Standort in Neudietendorf“ geeinigt. Diese Variante ist für den Betrieb des Trinkwas-

























































































































































































































So sollen auch die Gemeinden Fischbach und Diedorf, die mit 900 EW ein Beispiel für 
diese ländlichen Kommunen darstellen, eine Abwasserreinigungsanlage erhalten (Ab-
bildung 1). 
 
Um die geforderte Reinigungsleistung zu erfüllen wurden vier Varianten zur Abwasser-
reinigung unter Betracht gezogen: 
- Variante 1: Belebungsverfahren mit Kombination von Belebung und Nachklärung in 
einem Becken 
- Variante 2: Scheibentauchkörperanlage mit einer vorgeschalteten Vorklärung (Ein-
satz bis 1.000 EW) 
- Variante 3: Abwasserteiche in Form von unbelüfteten Abwasserteichanlagen (Ein-
satz bis 1.000 EW) 
- Variante 4: belüftete Abwasserteichanlage (Einsatz bis 5.000 EW). 
 
Diese Anlagentypen wurden nach den Technischen Regelwerken der Deutschen Verei-
nigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) bemessen. 
 
Um nicht nur ein geeignetes System in Bezug auf die Reinigungsleistung sondern auch 
in Bezug auf die Wirtschaftlichkeit herauszufiltern, wurde eine Kostenvergleichsrech-
nung nach den Leitlinien zur Durchführung dynamischer Kostenvergleichsrechnung 
(KVR-Leitlinien) der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) erstellt. 
 
So hat sich der belüftete Abwasserteich durch geringe Investitionskosten als bevorzugte 
Variante herausgestellt. In der Betriebsphase einer Abwasserbehandlungsanlage, in die-
sem Fall auf 50 Jahre angelegt, fallen Kosten für Reinvestitionen an. Es stellte sich her-
aus, dass aufgrund weniger Maschinentechnik die Reinvestitionskosten für den unbelüf-
teten Abwasserteich am geringsten sind. Im Laufe eines Jahres fallen Kosten an, die bei 
dieser Betrachtung berücksichtigt wurden. Dabei hat sich der unbelüftete Abwasserteich 
erneut als kostengünstigste Variante heraus gestellt. Es muss jedoch darauf verwiesen 
werden, dass Geld welches innerhalb einer Betriebsphase benötigt wird, finanzmathe-
matisch nicht den gleichen Wert besitzt wie heute. Durch Diskontierung der Reinvesti-
tionskosten und der laufenden Kosten wurde der heutige Geldwert ermittelt. Auch hier 
stellt sich der unbelüftete Abwasserteich als vorteilhaft gegenüber den anderen Varian-
ten heraus. Um einen vergleichbaren Gesamtgeldwert aller Kostengruppen zu erhalten, 
wurde der Projektkostenbarwert der verschiedenen Varianten ermittelt und gegenüber-
gestellt. Dabei hat sich der belüftete Abwasserteich über alle Kostengruppen inklusive 
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In den Leitungen eines Trinkwasserverteilungssystems bilden sich leicht mobilisierbare 
Ablagerungen, sofern die Fließgeschwindigkeit bei < 0,3 m/s liegt. Die Hauptquellen 
für die Ablagerungen stellen der Eintrag von Partikeln über das Trinkwasser sowie die 
Freisetzung von Korrosionsprodukten als Folge des Korrosionsprozesses in ungeschütz-
ten metallischen Rohrleitungen dar. Die in den Leitungen akkumulierbare Menge an 
losen Ablagerungen wird von der vorliegenden Fließgeschwindigkeit definiert, wobei 
mit Abnahme der Fließgeschwindigkeit eine exponentielle Zunahme des Ablagerungs-
potenzials gegeben ist. In den allermeisten Fällen ist Braunwasser auf die Mobilisierung 
von losen Ablagerungen zurückzuführen, zudem können durch lose Ablagerungen mik-
robiologischen Auffälligkeiten hervorgerufen sowie eine Vermehrung tierischer Orga-
nismen begünstigt werden. 
 
Für die Praxis geht es darum, die leicht mobilisierbaren Ablagerungen aus dem Lei-
tungsnetz zu entfernen, bevor ein kritisches Niveau erreicht ist. Der erforderliche An-
satz zur zustandsorientierten Netzspülung bestehend aus a) Aufstellung eines systemati-
schen Spülplans, b) systematischer Netzspülung mit Erfassung der Ablagerungsmengen 
in den Leitungen und c) Berechnung der Spülintervalle wurde durch das TZW in den 
vergangenen Jahren im Ergebnis von Forschungs- und Beratungsprojekten praxisge-
recht entwickelt. Ziel ist es, die Unternehmen in die Lage zu versetzten, die zustandsori-




Von besonderer Relevanz für einen effizienten Austrag loser Ablagerungen ist die Vor-
gehensweise bei der Netzspülung. Netzspülungen sollten systematisch mit klarer Was-
serfront (unidirektional) durchgeführt werden. Hierdurch werden i.d.R. ausreichend 
hohe Spülgeschwindigkeiten erreicht sowie eine Mobilisierung von Ablagerungen in 
umliegenden Leitungen vermieden. Vor der Spülung ist ein Spülplan zu erarbeiten, der 
die Reihenfolge der zu spülenden Leitungen sowie die zu verändernden Schieberstel-
lungen beinhaltet. Nach den Erfahrungen des TZW können in einem vermaschten Sys-
tem mit einem Arbeitstrupp von 2 Personen 15 bis 20 km Rohrleitungen pro Woche 

















































































































































































































































































































































swerk in Sachsen und Thüringen 
63
 
  64
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
65
 
 
  66
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
67
 
 
  68
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
69
 
 
  70
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
71
 
 
  72
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. M
THW
Gesc
0460
E-Ma
arcus von 
 Landesve
hwister-Sch
0 Altenburg
il:  marcu
Salisch  
rband Sach
oll-Straße 
 
s.vonsalisc
sen, Thürin
2  
h@thw.de
gen 
 
